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Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die DJGT dankt für die Einladung zur öffentlichen Anhörung im 
Hessischen Landtag zu einer Änderung der Jagdverordnung. 
 
Entsprechend unserem Namen „Deutsche Juristische Gesellschaft für 
Tierschutzrecht e.V.“ werden keine Ausführungen zu biologischen, 
ethologischen und ökologischen Gegebenheiten des Tierlebens im 
deutschen Wald erfolgen, sondern allein Hinweise auf rechtlich zu 
beachtende Umstände. 
 
Ich nehme aber Bezug auf die zutreffenden Ausführungen von Herrn 
Helmut Brücher für animal public, wo er zu rechtlichen Hintergründen 
(besonders gemarkert) ausführt: 
 

 Die Novelle sollte eine Anpassung an:  
 naturschutzfachliche Erfordernisse,  
 einen verbesserten Tierschutz, insbesondere nach Aufnahme des Tierschutzes in 

das Grundgesetz, 
 die aktuellen ethischen Einstellung der Gesellschaft zum Tierschutz 
 und die Verringerung der Schäden im Wald und in der Landwirtschaft 

erbringen. 
 
Das aktuelle Jagdrecht beruht mit wenigen marginalen Änderungen auf dem 
Reichsjagdgesetz von 1934, dass wiederum mit kaum spürbaren Änderungen 1952 
ins Bundesjagdgesetz übernommen wurde. 
Von Bedeutung ist weiterhin die Grundgesetzänderung im Rahmen von 
Föderalismus 2, die den Bundesländern nunmehr die Möglichkeit gibt, im Rahmen 
der Konkurrierenden Gesetzgebung ein völlig eigenständiges Landesjagdgesetz zu 
verfassen. Die Restriktionen einer früheren Rahmengesetzgebung für die 
Bundesländer existieren nicht mehr. 
 
Ethik und Tierschutz 
 
Jagd und Gesellschaft 
Die Jagd und die Jagdmethoden haben sich in den letzten 80 Jahren in Deutschland 
kaum geändert. Dagegen hat sich die Einstellung der Gesellschaft zu Natur- und 
Tierschutz sowie zur Jagd erheblich fortentwickelt. 
Die Schere zwischen Gesellschaft und Jägern vergrössert sich immer weiter und die 
Akzeptanz der Jagd durch die Gesellschaft sinkt drastisch. 
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Es ist Aufgabe auch der Politik, durch Anpassung des Jagdrechts Gesellschaft und 
Jagd wieder zusammenzuführen. Die Jägerschaft ist mit ihrem Beharrungsvermögen 
und ihrer Forderung, bestehende Privilegien nicht anzutasten, hierzu offensichtlich 
nicht fähig. 
Daher ist eine Ausrichtung des Jagdrechts an Naturschutz, Tierschutz und Ethik 
sowie angesellschaftlichen Erwartungen eine Chance für die Politik, die Jagd wieder 
näher an die Gesellschaft heranzuführen. Diese Chance sollte nicht vertan werden, 
auch wenn eine Novellierung der Hessischen Jagdverordnung nur einen begrenzten 
Rahmen für dieses Ziel bietet. 
 
Töten von Wirbeltieren ohne vernünftigen Grund 
Das bundeseinheitliche Tierschutzgesetz wird von dem Leitgedanken getragen, dass 
kein Tier ohne vernünftigen Grund getötet werden darf. Dies muss daher zwingend 
in der Novelle umgesetzt werden. 
Erst kürzlich hat der Bundesrat im Zusammenhang mit der Pelztierzucht einstimmig 
beschlossen, dass das Töten von Tieren zur Gewinnung von Pelzen unzulässig ist, 
weil die Pelznutzung nicht als „vernünftiger Grund“ zur Tötung von Tieren im Sinne 
des Tierschutzgesetzes anerkennbar ist. 
 

Aufgabe des Rechts und damit der Gesetzgebung ist es, neue 
Erkenntnisse und soziale Entwicklungen umzusetzen und nach den 
Kriterien der Verfassung und des Rechtsstaates umzusetzen. Recht ist 
zwar seinem Wesen nach bewahrend, aber darf nicht reaktionär sein. Und 
das gilt insbesondere auch auf dem Gebiet des Mensch-Tier-
Verhältnisses. 
 
Lorz/Metzger (durchaus konservative Autoren) schreiben dazu treffend in 
ihrem Tierschutzkommentar (Rn. 57 Einl.): 
 

Das Tierschutzrecht ist weiterhin eine" werdende "Materie. Das zeigen schon die vielen 
Generalklauseln, die noch nicht befriedigend in klare Tatbestände oder wenigstens 
gesetzliche Fallgruppen aufgefächert werden konnten. Beispiele sind: vernünftiger Grund; 
Schmerzen, Leiden und Schäden; artentsprechende Ernährung; Leistungen, die die Kräfte 
des Tieres übersteigen; gebrechliches Tier; Zumutbarkeit und Unerlässlichkeit; ethische 
Vertretbarkeit. Eigene Impulse setzt das Recht mit dem deutschen Staatsziel und dem 
Europäischen Unionsziel Tierschutz. Der wissenschaftliche Fortschritt in der Ethologie, 
der Tierpsychologie und den Biowissenschaften verlangt ständig neue Reaktionen durch 
das Recht, sei es für die Methoden der Tierhaltung, sei es für neue Weisen der 
Tiernutzung. 

 
Dem entspricht eine Entscheidung vom 01.12.2011 (Fall Krone) des 
österreichischen Staatsgerichtshofes zum Auftrittsverbot bestimmter Tiere 
im Zirkus, die auch von der Gerichtsbarkeit der EU akzeptiert wurde.  
Dort ist ausgeführt: 
  

 Wie der Verfassungsgerichtshof bereits festgehalten hat, ist in den letzten Jahrzehnten 
insoweit ein Wertewandel eingetreten, als sich nach heutiger Auffassung im Tierschutz ein 
weithin anerkanntes und bedeutsames öffentliches Interesse verkörpert. Zwar verkennt 
der Verfassungsgerichtshof nicht, dass auch der langen Tradition der Erwerbs‐ und 
Lebensform des Zirkusses (einschließlich historisch immer damit verbunden gewesener 
Darbietungen mit bestimmten Wildtieren) Gewicht zukommt. Angesichts des dem 
Gesetzgeber hier zukommenden größeren Gestaltungsspielraums kann der 
Verfassungsgerichtshof ihm aber unter verfassungsrechtlichem Blickwinkel nicht 
entgegentreten, wenn er heute die Verwendung von Wildtieren in Zirkussen und damit für 
diese Tiere verbundene Beeinträchtigungen und Belastungen zum Zwecke der 
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Zerstreuung und Belustigung von Menschen nicht mehr hinnehmen will, die früher als 
nicht zu beanstanden oder nicht von Bedeutung angesehen wurden.  

Solches betont auch die deutsche Justiz unter Geltung des Staatszieles 
„Tierschutz“ in Art. 20a GG. Dieser umfassend verpflichtende Grundsatz 
verbietet nach unbestrittener Rechtsansicht ein Zurück hinter die 
Tierschutzgegebenheiten von 2002 und zwingt die drei Staatsgewalten 
zur Umsetzung neuer Erkenntnisse und Entwicklungen im Mensch-Tier-
Verhältnis. Dazu gehört banal auch, dass der Wald nicht mehr dem Jäger 
allein gehört, wie ja auch gerade das neue hessische Waldgesetz zeigt.  
Nachdem das einzelne Tier und sein Wohlbefinden durch Art. 20a GG 
verfassungsrechtlich im Einzelfall mit Natur- und Artenschutz generell 
oder mit Grundrechten von Menschen abgewogen werden und dann  im 
Rahmen einer „praktischen Konkordanz“ ein Ergebnis zu finden ist, muss 
auch das bisherige Jagdrecht an dem Staatsziel Tierschutz neu geordnet 
werden. 
Auch deutsche Gerichte betonen und billigen neben den sich aus Art 20a 
GG ergebenden Pflichten der staatlichen Organe zu verstärkter 
Umsetzung des Tierschutzes die rechtsändernden Folgen solcher 
erforderlichen Neuregelungen, so etwa das BVerwG am 30.04.2009: 

Das Grundrecht der Berufsfreiheit ist ebenfalls nicht verletzt. Art. 12 Abs. 1 GG 
gewährleistet keinen Anspruch auf Sicherung künftiger Erwerbsmöglichkeiten. 
Vielmehr unterliegen die Wettbewerbspositionen und damit auch der Umsatz 
und die Erträge dem Risiko laufender Veränderungen je nach den 
Marktverhältnissen (BVerfG, Urteil vom 17. Dezember 2002 - 1 BvL 28, 29, 
30/95 - BVerfGE 106, 275 <299>). Soweit mit den Regelungen der Tierschutz-
Nutztierhaltungsverordnung Beschränkungen der Berufsausübungsfreiheit 
einhergehen, dienen sie vernünftigen Zwecken des Gemeinwohls. Dazu 
gehören auch die Erfordernisse des ethisch begründeten Tierschutzes, der - 
wie sich schon aus Art. 20a GG ergibt - zu den wichtigen Gemeinschaftsgütern 
zählt. 

Und letztlich muss zur Berechtigung gerade die Jagd beschränkender 
Regelungen auf die Entscheidung des  

Verwaltungsgericht des Saarlandes 5. Kammer 
05.12.2012 
5 K 640/12 
hingewiesen werden, die den Fall betraf, dass ein 
Jagdausübungsberechtigter als Kläger eine Ausnahmegenehmigung zur 
Bejagung von Füchsen begehrte, was abgelehnt wurde und  wo 
ausgeführt ist: 

Aus diesem Programmsatz ist zugleich der Maßstab für die Beurteilung abzuleiten, 
inwieweit für die Jagdausübung ein „vernünftiger Grund“ streitet, der nach unserer 
Rechtsordnung für das Töten von Tieren in § 2 Tierschutzgesetz verlangt wird. Mit in den 
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Blick zu nehmen hatte der Beklagte deshalb bei dem Abwägen des Für und Wider für den 
Erlass einer „Fuchsschonzeitverordnung“ die Verankerung des Tierschutzes in Art. 20 a 
GG als heraus gehobenem Staatsschutzziel. Seit der Verfassungsnovelle vom 26.07.2002 
(BGBl. I, S. 2862) sind in einer bewussten Wertentscheidung des 
Verfassungsgesetzgebers Tiere in den Schutzauftrag der Verfassung eingeschlossen; der 
Schutzauftrag erstreckt sich auch auf das einzelne Tier (vgl. Amtl. Begründung, BT-
Drucksache 14/8860, S. 3) 

Danach schützt der Staat auch in Verantwortung für die künftigen Generationen die 
natürlichen Lebensgrundlagen und die Tiere im Rahmen der verfassungsgemäßen 
Ordnung durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz und Recht durch die 
vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung. Diese Wertentscheidung hat das Ziel, die 
einfachgesetzlich geregelten Normen des Tierschutzes zu stärken und die Wirksamkeit 
tierschützender Bestimmungen sicherzustellen (Maunz/Dürig/Herzog, GG, Art. 20a, Rdnr. 
44 ff. 59; BVerfG, Beschluss vo 12.10.2010 - 2 BvF 1/07 ) 

Die oben beschriebenen rechtlichen und tatsächlichen Schwierigkeiten bei der Steuerung 
der jagdlichen Eingriffsmöglichkeiten in die Population des Rotfuchses sowohl am 
Maßstab des § 22 Abs. 4 Satz 1 Bundesjagdgesetz als auch des Tierschutzrechts, die 
bislang ein klägliches Verhungern der ihrer Elterntiere beraubten Welpen und Jungtiere 
und bei äußerst konsequenter Bejagung eine Ausrottung des Rotfuchses in einem Revier 
nach sich ziehen konnte, durfte der Beklagte auch zur Erfüllung seines sich aus Art. 20 a 
GG ergebenden Schutzauftrages mindestens zum Anlass nehmen, in die Jagdausübung 
durch Erlass einer Fuchsschonzeitverordnung regelnd einzugreifen. 

Nach alledem kann der Erlass der Fuchsschonzeitverordnung nicht als unsachgemäße, 
rein parteipolitisch geprägte Willkürmaßnahme bewertet werden. Sie war vom Beklagten 
bei seiner Entscheidung über die Gewährung einer Ausnahme nach § 37 Abs. 2 Nr. 3 
SJG zu beachten. Für eine Ermessensreduzierung zugunsten des Klägers bestand 
deshalb vor diesem Hintergrund kein Raum. 
 

Die sozialen und gesellschaftlichen Änderungen der Lebensweise und der 
Ansichten der Mehrheit der Bevölkerung gegenüber Natur, Naturnutzung 
und Verhalten gegenüber wildlebenden Tieren müssen also rechtlich 
insbesondere nach der Verfassungsänderung von 2002 in der 
Gesetzgebung berücksichtigt werden. Es besteht sogar der 
verfassungsrechtliche Auftrag, Leben und Lebensweise der Tiere in Wald 
und Feld zu verbessern. Dem versucht die vorgeschlagene Normierung 
nachzukommen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
 Jost-Dietrich  O r t 
(Oberstaatsanwalt a.D.) 
 Stellvertr. Vorsitzender 
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Betr.: Entwurf einer Hessischen Jagdverordnung 
Ihr Schreiben vom 23.7.2015 , Az: VI 3-088a 10.03-1/2012 
Schriftliche Anhörung 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

zum Entwurf einer Hessischen Jagdverordnung nehmen wir von Seiten der FAWF vorrangig 

hinsichtlich wildökologischer Gesichtspunkte wie folgt kritisch Stellung: 

§ 2: Jagdzeiten für nach Landesrecht jagdbare Tierarten 
 
Nach Abs. 1 sollen die Neozoen Marderhund, Mink, Nutria und Waschbär keine Schonzeit 
genießen. Dies geschieht vermutlich aus Gründen einer damit erhofften effektiveren 
Bestandesregulierung. Bei allen Wildarten gilt dessen unbenommen der Elterntierschutz. 
Führende Elterntiere sind allerdings bei diesen Arten mit ausgesprochener Nesthockerphase 
der Jungtiere nicht leicht erkennbar, da führende Elterntiere zwangläufig oftmals allein, 
zumindest ohne erkennbar folgende Jungtiere umherstreifen. Andere Körpermerkmale wie 
ausgeprägte Zitzen sind nicht immer hinreichend gut erkennbar (lange Bauchbehaarung). 
Insofern ist bis auf den Lebendfang eine bestandeswirksame Bejagung dieser Arten in der 
kritischen Nesthockerphase kaum realisierbar. Die Erfahrung vieler Tierauffangstationen, 
denen verwaiste Jungtiere z. B. von Waschbären gebracht werden, zeigt, dass trotzdem in der 
kritischen Nesthockerphase nicht ausgeschlossen werden kann, dass Elterntiere rechtswidrig 
erlegt werden. Um hier Klarheit zu schaffen und unnötiges Tierleiden zu vermeiden, 
empfehlen wir für diese Arten analog zum Fuchs eine Schonzeit für Alttiere von 1.2. – 14.8. 
 
§ 3: Jagdzeiten für nach Bundesrecht jagdbare Tierarten 
 
Nach Abs. 3 sollen zur Beobachtung der Bestandes- oder Besatzdichten einzelner Wildarten 
und ihrer Entwicklung einheitliche Monitoringverfahren bestimmt werden. Hier halten wir den 
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Zusatz „nach dem aktuellen Wissenstand oder wissenschaftlich anerkannte 
Monitoringverfahren“ für sinnvoll, da damit ein gewisser Mindeststandard gewahrt bleiben 
dürfte. 
 
§ 35: Aufgaben der Hegegemeinschaft 
 
Nach Satz 1 gehört u.a. die Erstellung von Lebensraumgutachten zu den Aufgaben einer 
Hegegemeinschaft. Ohne weitere Vorgaben dürfte diese kurze Aufgabenformulierung u. E. zu 
weite Interpretationsspielräume bieten. Wir schlagen daher vor, den Passus dahingehend zu 
konkretisieren, welche Kriterien das Lebensraumgutachten mindesten berücksichtigen soll. 
Dies wären z. B. Wildschadenanfälligkeit (Wildschadensgutachten), Wildkrankheiten, 
Bejagbarkeit (Infrastruktur, Störungsdruck, Freizeitnutzung). Nahrung und Deckung dürften in 
unserer Kulturlandschaft in der Regel stets ausreichend (existenzsichernd) vorhanden sein 
und sind damit an sich der unspektakulärste Teil eines Lebensraumgutachtens. 
 
Nach Satz 4 sei auch die Sicherung an den Lebensraum angepasster Wildbestände eine 
Aufgabe der Hegegemeinschaft. Es bleibt allerdings unbestimmt was mit „an den Lebensraum 
angepassten Wildbeständen“ gemeint ist. Sind es eher ökologische oder ökonomische 
Gesichtspunkte, die hier im Vordergrund stehen? Zu bedenken ist, dass in Waldrevieren und 
erst recht in Revieren mit landwirtschaftlichen Flächenanteilen in der Regel davon 
auszugehen ist, dass die Tragfähigkeit der Lebensräume, bemessen an der 
Äsungsverfügbarkeit, vermutlich in den meisten Fällen deutlich höher liegt, als die 
Toleranzgrenzen forst- oder agrarwirtschaftlicher Zielsetzungen. Stellt man Nahrungsbedarf 
und –angebot gegenüber, wird man oft feststellen, dass die Landschaft Wilddichten tragen 
kann, die z. B. weit über den waldbaulich verträglichen liegen dürfte. Diesen Umständen und 
daraus gebotenen Differenzierungen trägt die Formulierung in der Verordnung zu wenig 
Rechnung. Für eine Sicherung von Wildbeständen, die eine Erreichung der berechtigten 
Zielsetzungen anderer Landnutzer nicht gefährden, wäre u. E. eine genauere Formulierung 
durch die Hegegemeinschaft erforderlich. 
 
Nach Satz 5 soll eine Prüfung der zum Einsatz kommenden Totfanggeräte nach § 39 Abs. 4 
Satz 1 durch die Hegegemeinschaft erfolgen. Es bleibt unklar, warum sich die Sorgfaltspflicht 
nicht auch auf Lebendfallen beziehen soll. 
 
§ 38: Lebendfanggeräte 
 
Satz 1: Welche Sinnhaftigkeit haben die Durchmesservorgaben in Satz 1, wenn bereits 
Mindestbreite und Mindesthöhe vorgegeben sind? Besser in der Tabelle schreiben 
Mindestbreite und –höhe für Kastenfallen und Mindestdurchmesser für Röhrenfallen. 
Die Mindestmaße erscheinen auch für die größeren Arten insbesondere für den Dachs zu 
klein. Empfehlung 35 cm Mindestmaße für Höhe und Breite bei den größeren Arten und 20 cm 
bei den kleineren. 
 
Satz 3: Warum sind Wippbrettfallen verboten? 
 
§ 39 Fangmethoden 
 
Abs. 1: „beköderte Lebendfallen“, „beködert“  kann gestrichen werden, da ohnehin nur im 
Einsatz befindliche Fallen gemeint sind. 
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Abs. 4 Satz 2: Totfang- und Lebendfanggeräte sollten gleichermaßen auf Einsatzbereitschaft 
verpflichtend kontrolliert werden. 
 
§ 44 Raufutter für wiederkäuendes Schalenwild 
 
Satz 2: ergänzen durch „z. B.“ durch industrielle Aufbereitung …. 
 
§ 46 Notzeit für wiederkäuendes Schalenwild  
 
Eine Fütterung von Schalenwild ist wildbiologisch in Mitteleuropa nicht notwendig. Unser 
Schalenwild verfügt über ausreichend Schutzmechanismen, um harte Winterphasen zu 
überleben. Durch harte Winter kann vielmehr die Reproduktionspotential im Folgejahr 
abnehmen, ein durchaus gewünschter Effekt (siehe HOHMANN, U. (2009): Einfluss der Winterfütterung 
auf die Populationsdynamik des Rotwildes. AFZ-Der Wald 23/2009: 1244-1245). 
Wir empfehlen die witterungsbedingten Kriterien für eine Notzeit zumindest deutlich zu 
verschärfen. Eine ad hoc Notzeitfütterung ist vor dem Hintergrund ihrer ursprünglichen 
Zielsetzung ohnehin wildbiologisch nicht sinnvoll (z. B. fehlt den Tieren dann die Kenntnis zur 
Lage der Fütterungen). 
 
§ 47 Futtermittel für wiederkäuendes Schalenwild während der Notzeit 
 
Eine Notzweitfütterung sollte eine reine Erhaltungsfütterung sein. Dies ist mit der Gabe von 
Heu ausreichend gewährleistet. Saftfutter im Hochwinter ist unnatürlich und unnötig 
(unveröffentlichtes Gutachten Müller & Hohmann 2014 „Literaturrecherche zum Thema  
Rotwildfütterung“, Auftraggeber MULEWF Rheinland-Pfalz). 
 
§ 48 Notzeit für Schwarzwild 
 
Siehe auch Kommentar zur § 46. Angesichts hoher Schwarzwildbestände sind Fehlmastjahre 
und/oder schneereiche, kalte Winter eine der wenigen natürlichen eventuell 
populationsregulierenden Effekte, die keinesfalls durch Fütterungsmaßnahmen konterkariert 
werden dürfen. Die Notzeitfütterung des Gewinners unserer Kulturlandschaft par excellence, 
des Schwarzwildes, ist angesichts der drohenden Schweinepest in Mitteleuropa, grundsätzlich 
abzulehnen. Nach dem geltenden Hessischen Jagdgesetz ist gemäß § 30 der Lebensraum 
des Schwarzwildes so zu erhalten oder mittelfristig zu verbessern, dass künstlich 
eingebrachte Futtermittel nicht notwendig sind. Diese Bedingung kann für unser Schwarzwild 
in Deutschland regelmäßig auch in härteren Winterphasen als erfüllt betrachtet werden.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

i.  A. 

Ulf Hohmann 
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HESSISCHER GRUNDBESITZERVERBAND E.V. 
 
  
 
 
 
Hessischer Grundbesitzerverband e.V., Lochmühlenweg 3, 61381 Friedrichsdorf                                   Friedrichsdorf, 27. Oktober 2015 
 

__________________________________________________________________________________________________________________ 
Vorsitzender: Geschäftsführer: Lochmühlenweg 3, 61381 Friedrichsdorf Kurhessische Landbank eG 
Philipp Victor Russell Stefan Retter Tel: 06172/2850384 IBAN: DE33 5206 0208 0000 0000 94 
  Fax:06172/7646772 BIC: GENODEF1KS2 
  E-Mail: info@grundbesitzer-hessen.de ID-Nr.: DE05ZZZ00000415233  

An die Vorsitzende 
des Ausschusses für Umwelt, Klimaschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
Frau Ursula Hammann, MdL 
Hessischer Landtag 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 
 

 

 

 

Stellungnahme zum Thema „Muss die Jagdverordnung in Hessen – vor allem hinsichtlich der 

Jagdzeitenregelung – geändert werden, um den Belangen des Natur- und des Landschafts-

schutzes sowie den Anforderungen an die jagdliche Hege und Pflege Rechnung tragen?“ 

Ihr Schreiben vom 15. Oktober 2015 (Az.: I A 2.3) 
 

 

 

Sehr geehrte Frau Ausschussvorsitzende Hammann, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete des Hessischen Landtags, 
 
wir bedanken uns für die Möglichkeit, zum oben genannten Thema  gehört zu werden. 
 
Der Grundbesitzerverband vertritt die Interessen des Grundeigentums innerhalb der Land- und 
Forstwirtschaft in Hessen. Das Jagdrecht, seit über 150 Jahren an Grund- und Boden gebunden, ist 
ein Eigentumsrecht, das vor nicht ausschließlich dem Allgemeinwohl dienenden Eingriffen zu 
schützen ist. 
Änderungen, die die Eigentumsrechte im Rahmen der Jagdverordnung einschränken, sind demnach 
besonders zu begründen und ggf. zu entschädigen. 
 
Grundsätzlich besteht hingegen sowohl zum Schutz des Eigentums (Art. 14 GG) als auch zum 
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen (Art. 20a GG) dringender Handlungsbedarf bei allen die 
Jagd betreffenden hessischen Rechtsnormen. 
 
Folgende Fakten aus einer im Oktober 2014 vom Hessischen Ministerium für Umwelt, Klima-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz herausgegebenen Broschüre1 dokumentieren diese 
Notwendigkeit beispielhaft: 

• Hessen belegt bundesweit den ersten Platz bei den Schälschäden.  
• Mehr als jeder dritte Baum ist in unserem Bundesland verbissen. 

Vor diesem Hintergrund ist die von der Landesregierung angestrebte Verlängerung der Jagdzeit auf 
den Rehbock als ein erster Schritt sehr zu begrüßen. 

                                                           
1 vgl. S. 22 und 23 in Hessen - Bäume, Wälder, Lebensräume. Ausgewählte Ergebnisse der dritten Bundeswaldinventur 
für Hessen; HMUKLV, 2014 
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Darüber hinaus erachten wir in diesem Zusammenhang die Abschaffung von Abschussplänen beim 
Rehwild (§§ 26 ff. HJagdG) als auch die Abschaffung der Mindestpachtdauer (§ 10 Abs. 1 HJagdG) 
für notwendig. 
 
Im Hinblick auf die thematisierte Jagdzeitenregelung in Hessen stellt sich nun die Frage, ob eine 
Einschränkung der Jagdzeiten bis hin zur ganzjährigen Schonung einzelner Wildarten nicht nur ei-
nen Eingriff in das Eigentumsrecht bedeutet, sondern ob dieser nach wissenschaftlichen Erkenntnis-
sen überhaupt sinnvoll ist. 
Zum einen ist der Schutz des Eigentums vor Wildschäden (Beispiel Graugans) während einer ganz-
jährigen Schonzeit nicht mehr gewährleistet. Zum anderen rechtfertigt der Pauschalschutz, ohne 
aktuell abgesicherte Kenntnisse über die Populationsdichte der geschützten Wildart, keinesfalls die 
Einschränkung der Jagd- bzw. Eigentumsfreiheit. 
 
Zum vorliegenden Entwurf der Jagdverordnung nehmen wir daher wie folgt Stellung: 
 
Zu § 2 Jagdzeiten für nach Landesrecht jagbare Tierarten 

Die bisherigen Jagdzeiten für Elster und Rabenkrähe vom 01. August bis 20.Februar sind beizube-
halten. 

Begründung: 
Rabenvögel gehören zu den weit verbreiteten Vogelarten in Deutschland. Sie sind sehr anpassungs-
fähig und vermehren sich stetig.  
Unsere Kulturlandschaften halten für diese Tiere (Allesfresser) ein breites Nahrungsspektrum be-
reit. Dennoch kommt es vor allem in der Landwirtschaft immer wieder zu Schäden, die mit Mehr-
aufwand bzw. Mehrkosten verbunden sind.  
Ebenso gefährden hohe Populationsdichten von Elstern und Rabenkrähen den Singvogel- wie auch 
Junghasenbestand.  
Eine nachhaltige und ausgewogene Regulierung der Rabenkrähen und Elstern dient daher vor allem 
dem Artenschutz. Eine derart drastische Verkürzung der Jagdzeit würde dem entgegenwirken.  
 
 
Zu § 3 Jagdzeiten für nach Bundesrecht jagdbare Tierarten 

Durch die Verlängerung der Jagdzeit auf den Rehbock vom 1. Mai bis zum 31. Januar werden Be-
wegungsjagden im Herbst/Winter wesentlich effektiver und zielführender. 

Begründung: 
Wildschäden in der Land- und Forstwirtschaft werden vor allem durch das Schalenwild hervorgeru-
fen. Für die Begrenzung der Schalenwildbestände ist die Durchführung von effektiven Bewegungs-
jagden daher entscheidend. Die Effektivität der Bewegungsjagden auf Rehwild wird bislang durch 
das Ende der Jagdzeit des Rehbocks am 15. Oktober stark eingeschränkt, obwohl dessen Bejagung 
in den Wintermonaten keinerlei wildbiologische Bedenken entgegenstehen. 
Die Einführung einer Jagdzeit auf den Rehbock bis zum 31. Januar ist daher ein deutlicher Beitrag 
zur Optimierung der Bejagung der Schalenwildbestände und somit zum Schutz unserer Wälder. 
Damit erhalten die Jagdausübungsberechtigten die Möglichkeit, den Abschuss des Rehwildes bei-
derlei Geschlechts in den Herbst und den Winter zu verlegen (Bewegungsjagden). 
 
 
Beim Damwild ist die Jagdzeit für Schmaltiere und Spießer analog zu den Schmaltieren beim Rot-

wild vom 01. Juli bis 31. Januar festzusetzen. 

Begründung: 
Es liegen u.E. weder wildbiologische noch waldökologische Erkenntnisse vor, die eine Verkürzung 
der Jagdzeit auf Schmaltiere wie auch Spießer begründen würden.  
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Bei den Feldhasen ist der Zusatz „bei ausreichenden Besatzdichten“ zu streichen. 

Begründung: 
Der Jagdschutz beinhaltet seit jeher die Hege und Pflege des Wildes. Jagdrechtsinhaber wie auch 
die Jäger selbst wirken bei der Gestaltung und Verbesserung der Lebensräume aktiv mit. Gleichzei-
tig regulieren sie verantwortungsvoll den Wildbestand und tragen zu einer gesunden und artenrei-
chen Wilddichte bei. 
Die Formulierung „bei ausreichender Besatzdichte“ unterstellt der Jagd, dass diese mitverantwort-
lich ist für den Rückgang der Populationsdichte der Feldhasen bzw. dass die Regulierung der Jagd-
zeit einen positiven Effekt auf die Populationsdichte haben würde.  
Eine Überjagung findet in Deutschland jedoch nicht statt. Vielmehr sind andere Faktoren wie z.B. 
fehlende Feldgehölze, Pestizideinsatz oder aber auch die Zunahme der Prädatoren für den lokalen 
Rückgang der Feldhasen verantwortlich. 
 
 
Die Eingrenzung der Jagdzeit auf Altfüchse vom 15. August bis 31. Januar per Verordnung ist aus 
unserer Sicht unnötig, da das Erlegen von Elterntieren schon alleine aus jagdethischen und tier-
schutzrechtlichen Gründen untersagt ist.  
Als Prädator spielt der Fuchs aber auch eine wesentliche Rolle in der Populationsentwicklung von 
Reb-, Hasel-, Birkhuhn, wie auch vieler anderer Bodenbrüter oder dem Feldhasen. Grundvorausset-
zung für den erfolgreichen Artenschutz ist daher die effektive und somit ganzjährige Fuchsbeja-
gung. 
 
 
Die ganzjährige Schonung von Baummarder, Iltis, Hermelin und Mauswiesel erschließt sich uns 
nicht und ist gemäß den Vorgaben des Bundesjagdgesetzes auf einen Zeitraum vom 1. August – 28. 
Februar zu festzulegen.  

Begründung: 
Die Populationsdichten dieser Raubtiere sind keinesfalls gefährdet, so dass eine ganzjährige Schon-
zeit unbegründet ist. Regional muss es weiterhin möglich sein, zum Schutz von Singvögeln oder 
bedrohter bodenbrütender Arten wie Haselhuhn, Wachtel oder der Feldlärche diesen Raubtieren im 
Sinne des Artenschutzes nachstellen zu können.  
 
 
Die ganzjährige Schonung der Graugänse erschließt sich uns nicht. Die Jagdzeitenregelung ist ana-
log zu Baden Württemberg auf den 1. August bis 15. Januar anzupassen. 

Begründung:  
Graugänse vermehren sich aufgrund verbesserter Bedingungen und längerer Schonzeiten rasant und 
führen gerade im Ackerbau zu hohen Schäden.  
Vor allem in der Nähe von Wasserflächen dienen Zuckerrüben-, Weizen- und auch Maispflanzen 
den Gänsen als Nahrung. Wenn sie sich in einer Wiese niederlassen, kann das Heu wegen der Ver-
unreinigung durch Kot nicht mehr als Tierfutter verwendet werden. Einen finanziellen Ausgleich 
für die Landwirte gibt es nicht. 
 
 
Die Einführung eines Monitorings bei Stockenten halten wir für überflüssig. Der Stockentenbe-
stand ist momentan weder gefährdet noch ist in Zukunft mit einem Rückgang der Populationsdichte 
zu rechnen. Der Zusatz „bei ausreichenden Besatzdichten“ ist daher zu streichen. 

Begründung: 
Die Einführung eines Monitorings bei Stockenten ist unbegründet. Einzig der Verwaltungsaufwand 
würde dadurch erhöht und die Jagdausübung unnötig behindert werden.  
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Die Verkürzung der Jagdzeit bei Ringeltaube/Türkentaube bleibt unbegründet. Die bisherige 
Jagdzeitenregelung ist beizubehalten. 

Begründung: 
Beide Taubenarten sind in ihrem Bestand keinesfalls bedroht. Es besteht daher keine Notwendigkeit 
auf einen steuernden Eingriff in Form einer Jagdzeitenregulierung. 
 
 
Zu § 37 Totfanggeräte 

Absatz 2 ist wie folgt zu ändern: 
Der Einsatz von Totfanggeräten ist der unteren Jagdbehörde anzuzeigen. 

 
Begründung: 
Der Einsatz von Totfanggeräten kann dann notwendig werden, wenn aufgrund zu hoher Populati-
onsdichten bestimmter Wildarten ein Schaden droht und wenn der jeweiligen Wildart aufgrund ih-
rer Lebensweise (z.B. nachtaktiv) nicht anders nachgestellt werden kann. 
Um Schaden am Eigentum entgegenzuwirken muss i.d.R. zeitnah gehandelt werden.  
Genehmigungsverfahren kosten Zeit und Geld. 

Eine Anzeigepflicht trägt nicht nur zum Bürokratieabbau bei, sondern würde u.E. völlig ausreichen, 
um die Berechtigung des Antragstellers zur Fallenjagd und ggf. den eingesetzten Fallentyp zu über-
prüfen. 
 
 
§ 38 Lebendfanggeräte 

Absatz 3 ist zu streichen. 

Begründung: 
Wippbrettkastenfallen sind gängige und sehr effektive Fanggeräte. Schlagende Teile sind nicht vor-
handen, so dass ein unversehrter Lebendfang garantiert werden kann. 

Auch Beifänge (unbeabsichtigt gefangene Tiere anderer Arten) bereiten keine Probleme hinsichtlich 
des Tier- und Artenschutzes. Sie können durch ein geeignetes Auslösegewicht der Wippe vermie-
den bzw. unversehrt in die Freiheit entlassen werden.  
 
 

§ 39 Fangmethoden 

In Absatz 4 ist Satz 1 zu streichen. 

Begründung: 
Der Fangerfolg hängt insbesondere bei der Fallenjagd von einwandfrei funktionierenden Geräten 
ab. Auch und vor allem aus Tierschutzgründen ist es gute fachliche Praxis, die Fanggeräte vor deren 
Einsatz gewissenhaft zu prüfen. Durch weitere ordnungsrechtliche Regelungen sehen wir keine we-
sentliche Verbesserung. 
 
 
Ich bitte Sie daher darauf hinzuwirken, dass der vorliegende Entwurf der Jagdverordnung die As-
pekte zum Schutz des Eigentums deutlicher berücksichtigt und verbleibe Ihnen im Voraus dankend 

mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Philipp Russell, Vorsitzender 
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Stellungnahme 

 

 
 

zum Entwurf der Hessischen Jagdverordnung (HJagdV) im Rahmen 

der Öffentlichen Anhörung durch den Ausschuss für Umwelt, 

Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz am 2.11.2015 in 

Wiesbaden 

 

Frankfurt/M., den 28.10.2015 

 

Das Hessische Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz hat am 23. Juli 2015 einen Entwurf der Hessischen 

Jagdverordnung (HJagdV) zur schriftlichen Verbändeanhörung vorgelegt. 

Nun soll im Rahmen einer öffentlichen Anhörung insbesondere folgende 

Fragestellung erörtert werden: 

 

Muss die Jagdverordnung in Hessen – vor allem hinsichtlich der 

Jagdzeitenregelung – geändert werden, um den Belangen des Natur- 

und des Landschaftsschutzes sowie den Anforderungen an die 

jagdliche Hege und Pflege Rechnung zu tragen? Wenn Ja, welche 

Änderungen sind hierfür notwendig? 

 

Der Landestierschutzverband Hessen e. V. befürwortet ebenso wie sein 

Dachverband, der Deutsche Tierschutzbund e. V., grundsätzlich das 

Vorhaben, die jagdlichen Regelungen in Hessen anzupassen und neu zu 

regeln. Die vorangestellte Frage zielt leider nicht auf Tierschutzbelange ab, 

wenngleich diese ebenso beachtenswert sind wie Fragen des Natur- und 

Artenschutzes. Wir möchten entsprechend wie folgt dazu Stellung nehmen 

und verweisen zusätzlich auf die von uns im September 2015 eingereichte 

Stellungnahme zum Verordnungsentwurf: 

 

Belange des Tierschutzes  

 

Als Tierschutzverband sehen wir Tierschutzaspekte bei erforderlichen 

Änderungen im Bereich der Jagdgesetzgebung als vorrangig an. Wir 

möchten in diesem Zusammenhang daher darauf hinweisen, dass diese 

jedoch im bisherigen Verordnungsentwurf weitgehend unberücksichtigt 
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geblieben sind. Hierbei ist insbesondere die Problematik des 

Haustierabschusses, der tierschutzwidrigen Fallenjagd sowie mangelnde 

Beachtung des „vernünftigen Grundes“ zur Tötung von Tieren zu nennen. 

Im Folgenden möchten wir dies anhand einiger Beispiele näher erläutern: 

 

• Zum vernünftigen Grund 

Aus Tierschutzsicht muss sichergestellt sein, dass Tiere nur dann getötet 

werden, wenn ein „vernünftiger Grund“ im Sinne des Tierschutzgesetzes 

dafür vorliegt. Als vernünftig ist ein Grund anzusehen, der triftig und 

einsichtig ist und unter den konkreten Umständen schwerer wiegt als das 

Interesse an der Unversehrtheit und am Wohlbefinden des Tieres1. Das 

Aneignungsrecht der Jagdausübungsberechtigten reicht für sich allein 

nicht aus, um das Töten von Tieren zu rechtfertigen. Notwendig sind 

hierfür Gründe, die unter den konkreten Umständen schwerer wiegen als 

das der Tötung entgegenstehende Lebensinteresse des Tieres. Dies 

entspricht auch dem Staatsziel Tierschutz in Art. 20a GG. 

 

Zugleich muss sich der vernünftige Grund an den vorherrschenden 

sozialethischen und moralischen Überzeugungen der Gesellschaft 

ausrichten2. Deshalb entspricht eine Verwertung nur dann einem 

vernünftigen Grund, wenn sie den in der Gesellschaft allgemein oder 

jedenfalls mehrheitlich vorherrschenden Anschauungen entspricht. Eine 

Verwendung von Tieren zu anderen Zwecken als zur menschlichen 

Ernährung – z. B. als Pelz, Modeartikel, Trophäe oder Luxusgut – 

entspricht daher keinem vernünftigen Grund, denn ein solcher greift nur 

ein, wenn es um menschliche Erhaltungsinteressen und elementare 

Bedürfnisse geht.  

 

Der Schutz anderer Rechtsgüter, z. B. zur Vermeidung von Schäden am 

Eigentum, kann nur dann einen solchen Grund bilden, wenn jagdliche 

Mittel dafür nachweislich geeignet und erforderlich sind. So sind jagdliche 

Mittel ungeeignet, wenn es darum gehen soll, die weitere Ausbreitung 

einer Tierart zu verhindern, die Tötung einzelner Exemplare aber lediglich 

bewirkt, dass die dadurch frei werdenden Futter-, Revier- und Nistplätze 

sofort von anderen Tieren der jeweiligen Art (oder einer noch 
                                                 
1 vgl. u. a. Hirt/Maisack/Moritz, Kommentar zum Tierschutzgesetz 2. Auflage 2007, § 1 Rn 29, 50.
 
2 vgl. Oberlandesgericht Magdeburg, Beschl. v. 28. 6. 2011, 2 Ss 82/11, juris Rn 14; gesellschaftlich anerkannter 
Grund.
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„schädlicheren“ Art) eingenommen werden. Dies ist sowohl bei Füchsen 

als auch bei Rabenkrähen oder „Neubürgern“ wie Waschbär und 

Marderhund der Fall, ein Grund zur Tötung dieser Arten ist mithin also 

nicht gegeben. Bei anderen Arten wie Blässhühnern und Möwen, die 

weder sinnvoll verwertet werden (können), noch Schäden verursachen 

oder andere Arten verdrängen, ist ein vernünftiger Grund ebenfalls nicht 

ersichtlich. Eine Herausnahme aus dem Jagdrecht wäre folgerichtig, die 

Einführung einer ganzjährigen Schonzeit auf dem Verordnungswege (wie 

im Entwurf vorgesehen) daher notwendig. 

 

• Elterntierschutz/Schonzeit in Brut- und Setzzeiten 

Gemäß §22 Abs. 4 BJagdG besteht für zur Jungenaufzucht notwendige 

Elterntiere ein festgelegter Schutz. Eine Schonzeit für Altfüchse folgt 

diesem Prinzip und bietet entsprechend einen höheren Schutz als ein 

allgemeines Verbot, solche Elterntiere zu erlegen. Ganzjährige Jagdzeiten 

für Arten wie Waschbär, Marderhund, Mink und Nutria sind dagegen 

tierschutzwidrig. Hier ist dringend eine Klarstellung erforderlich, dass in 

den Setzzeiten keine Bejagung von Elterntieren zu erfolgen hat. Aus 

Gründen des Tierschutzes muss auch für diese Tierarten, deren Bejagung 

ohnehin fragwürdig bzw. letztlich unsinnig ist, zumindest für die Phase der 

Jungenaufzucht eine Schonzeit festgelegt werden (z. B. von Mai bis 

August).  

 

• Abschuss von Haustieren 

Des Weiteren möchten wir hinsichtlich des weiterhin gestatteten 

Abschusses von Haustieren die Landesregierung und das Hessische 

Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-

schutz noch einmal an das Versprechen des Koalitionsvertrages erinnern. 

Hierzu hielt der Koalitionsvertrag fest, dass man „die Regelungen zur 

Tötung wildernder Hunde und Katzen einer wissenschaftlichen Bewertung 

unterziehen und gegebenenfalls ändern“3 wolle. Dies wurde bisher 

allerdings nicht durchgeführt.  

 

Seit der Jagdsaison 2007/08 sind in Hessen offiziell 6.400 Katzen und 98 

Hunde im Rahmen des Jagdschutzes getötet worden. Mehrere 

                                                 
3 Koalitionsvertrag 2014-2019: „Verlässlich gestalten – Perspektiven eröffnen“ der CDU Hessen und von 
Bündnis 90/Die Grünen Hessen. Online unter: http://www.gruene-
hessen.de/partei/files/2014/02/HE_Koalitionsvertrag_2014-2018_final.pdf. 
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Bundesländer haben ihre Gesetzgebung in diesem Bereich überarbeitet. 

Hier muss Hessen dringend nachziehen. Unabhängig davon, dass es 

keine Gründe für eine Beibehaltung des Abschusses von Haustieren gibt, 

sollte eine Tötung allein aus Artenschutzgründen aufgrund der 

Verwechslungsgefahr mit Wildkatzen und Wölfen strikt untersagt werden.  

 

Belange des Naturschutzes 

 

Das Hessische Naturschutzgesetz gibt in § 1 die Ziele und Grundsätze des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege vor. Demnach sind „Natur und 

Landschaft […] als Lebensgrundlage des Menschen und aufgrund ihres 

eigenen Wertes auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im 

besiedelten und unbesiedelten Bereich zu schützen, zu pflegen und zu 

entwickeln“4. Darüber hinaus wird auf §1 des Bundesnaturschutzgesetzes 

verwiesen, welcher (auch in der nun veralteten Fassung von 2002) 

insbesondere auf die biologische Vielfalt, den Schutz der Tier- und 

Pflanzenwelt einschließlich ihrer Lebensstätten und Lebensräume sowie 

die nachhaltige Nutzung der Naturgüter verweist. Darüber hinaus sind 

„lebensfähige Populationen wild lebender Tiere und Pflanzen einschließlich 

ihrer Lebensstätten zu erhalten und der Austausch zwischen den 

Populationen sowie Wanderungen und Wiederbesiedelungen zu 

ermöglichen“. 

 

Dies bedeutet, dass wildlebende Tiere zunächst grundsätzlich als 

schützenswert zu erachten sind und eine Nutzung nur auf nachhaltige Art 

und Weise erfolgen sollte. Eine Bejagung  ist entsprechend nur dann 

statthaft, wenn sie den Bestand der Art nicht gefährdet. Insofern zielen 

einige der im Entwurf der Jagdverordnung festgelegten Änderungen auf 

genau diesen Umstand ab, wie an folgendem Beispiel gezeigt werden soll: 

 

• Baummarder und Iltis 

Gemäß Entwurf der Hessischen Jagdverordnung ist zukünftig für beide 

Arten eine ganzjährige Schonzeit vorgesehen. Da beide Arten in Anhang V 

der FFH-Richtlinie5 gelistet sind, ist eine Bejagung vom Nachweis des 

                                                 
4 Hessisches Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Hessisches Naturschutzgesetz - HENatG) vom 4. 
Dezember 2006. 
 
5 Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der 

wildlebenden Tiere und Pflanzen.
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günstigen Erhaltungszustandes abhängig. Dieser liegt bei beiden Arten 

nicht vor. Die Jagdzeiten entsprechend auszusetzen, ist daher sinnvoll und 

notwendig. Auch für die Jägerschaft bedeutet dies angesichts geringer 

Jagdstrecken keine nennenswerte Einschränkung. 

 

Hintergrund: 

In den Anhängen der Fauna-Flora-Habitat(FFH)-Richtlinie der Europä-

ischen Gemeinschaft (92/43/EWG) werden im Anhang V Arten aufgeführt, 

für deren Entnahme aus der Natur besondere Regelungen getroffen 

werden können. Sie dürfen nur im Rahmen von Managementmaßnahmen 

genutzt werden. Unter anderem sind hier auch der Baummarder (Martes 

martes) sowie der Iltis (Mustela putorius) aufgeführt. Beide Arten zählen 

gemäß Bundesjagdgesetz zu den jagdbaren Arten und verzeichnen 

entsprechende Jagdzeiten. In Hessen dürfen Baummarder bisher vom 16. 

Oktober bis 28. Februar und Iltisse vom 1. August bis 28. Februar bejagt 

werden. 

 

Die Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie hat zum Ziel, wildlebende Arten, deren 

Lebensräume und die europaweite Vernetzung dieser Lebensräume zu 

sichern und zu schützen. Insofern ist ein „günstiger Erhaltungszustand“ der 

Tier- und Pflanzenarten der Anhänge II, IV und V sicher zu stellen. Der 

Erhaltungszustand ist nach Art. 11 der Richtlinie zu überwachen, das 

heißt, es besteht eine Monitoringverpflichtung. Die Zuständigkeit für die 

Durchführung des Monitoring und Bewertung des Erhaltungszustandes 

liegt in Deutschland bei den Bundesländern. 2008 (überarbeitet 2010) 

wurde durch das Institut für Tierökologie und Naturbildung ein Konzept6 zur 

Erfassung von Baummarder (Martes martes) und Iltis (Mustella putorius) in 

Hessen (Arten des Anhangs V der FFH-Richtlinie) als Grundlage für die 

Ermittlung, Bewertung und Überwachung des Erhaltungszustandes beider 

Arten erstellt.  

 

Im Ergebnis zeigte sich: „Der derzeitige Kenntnisstand zur Verbreitung von 

Baummarder und Iltis in Hessen ist ungenügend“. Und Weiter: „Eine 

gutachterliche Einschätzung des Erhaltungszustandes auf Basis der 

derzeitigen Datenlage ist für beide Arten nicht möglich.“6 

                                                 
6 Institut für Tierökologie und Naturbildung (2010): Konzept zur Erfassung von Baummarder (Martes martes) 
und Iltis (Mustella putorius) in Hessen (Arten des Anhangs V der FFH-Richtlinie). Online unter: 
http://www.tieroekologie.com/referenzen/projekte/. 
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Aus Tierschutzsicht hat eine Bejagung in Hessen daher auch aus 

naturschutzrechtlichen Gründen zukünftig zu unterbleiben. 

 

Belange des Landschaftsschutzes 

 

Im Bereich der Jagdausübung betrifft der Landschaftsschutz die Nutzung 

natürlicher Ressourcen, also der Wildbestände, aber auch den Erholungs-

wert der Landschaft für alle Naturnutzer. Letzterer wird durch übermäßige 

Jagdausübung stark vermindert.  

 

Durch die extrem langen Jagdzeiten im Jahr werden die Tiere permanent 

beunruhigt und sind sehr scheu geworden. Insbesondere beim Schalen-

wild ist eine natürliche Tagesaktivität der Tiere kaum noch zu beobachten. 

Dadurch wird auch die Möglichkeit der Bevölkerung eingeschränkt, 

Wildtiere in freier Natur zu erleben. Der so genannte „Nationalparkeffekt“ in 

Gebieten, wo den Tieren nicht permanent nachgestellt wird, belegt 

eindeutig den Störeffekt der Jagd. 

 

Letztlich ist es der Wunsch der Jagdausübungsberechtigten nach 

Entfaltung der persönlichen Freiheit, der zu einer fast 12-monatigen 

Jagdsaison in deutschen Revieren geführt hat. Ein solches Verhalten ist 

nicht mehr zeitgemäß und stößt in weiten Teilen der Bevölkerung auf 

keinerlei Verständnis. 

 

Anforderungen an die jagdliche Hege und Pflege 

 

Laut Bundesjagdgesetz ist mit dem Jagdrecht die Pflicht zur Hege 

verbunden. Die Hege hat, so heißt es, die Erhaltung eines den 

landschaftlichen und landeskulturellen Verhältnissen angepassten 

artenreichen und gesunden Wildbestandes sowie die Pflege und 

Sicherung seiner Lebensgrundlagen zum Ziel. Die Jägerschaft stellt es 

gern so dar, als sei Hege gleichbedeutend mit Naturschutz. Doch im 

Jagdgesetz ist nur von „Wild“, das heißt von „jagdbaren Arten“ die Rede. 

Der Jäger setzt sich dafür ein, einen möglichst großen Bestand jagdbarer 

Tierarten zu erhalten. Doch wird dabei noch heute eine Einteilung in eine 

Zwei-Klassen-Gesellschaft vorgenommen, in solche Arten, die gehegt 

werden (z. B. Reh, Hirsch und Wildschwein) sowie diejenigen, die als 
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Konkurrenz oder Schädlinge „kurzgehalten“ und „bekämpft“ werden 

müssen (v. a. Beutegreifer wie Fuchs, Dachs und Marder sowie Krähen 

und Elstern). Die Einteilung in „nützliche“ und „schädliche“ Tierarten hat 

Tradition, lässt sich ökologisch jedoch nicht begründen. 

 

Naturschutz dagegen bedeutet, die natürlichen Lebensgemeinschaften in 

ihrer ganzen Vielfalt zu erhalten. Die Jägerschaft argumentiert vielfach 

damit, man müsse in unserer Kulturlandschaft selbst die Funktion des 

Regulators ausüben, um die Bestände gesund zu halten und Wildschäden 

zu verhindern. Der Mensch kann jedoch nicht dieselbe Funktion wie 

Beutegreifer im Naturhaushalt übernehmen. Auch in der heutigen Kultur-

landschaft stellt sich vielfach ein Gleichgewicht zwischen „Räubern“ und 

ihrer „Beute“ von selbst ein. Es muss nicht vom Menschen künstlich 

eingestellt und schon gar nicht zugunsten der einen oder anderen Art 

verschoben werden. 

 

Fazit 

 

Änderungen der Jagdzeitenregelung, wie im Entwurf der Hessischen 

Jagdverordnung (HJagdV) vorgeschlagen, sind vor allem aus Tierschutz-

sicht, jedoch auch im Hinblick auf Natur- und Artenschutz überfällig und 

notwendig. Im Koalitionsvertrag von CDU und Grünen in Hessen wurde 

2014 zwar vereinbart, dass das Jagdgesetz Bestand haben wird, jedoch 

wollte man „die Liste der jagdbaren Tierarten auf ihre Sinnhaftigkeit hin 

überprüfen.“ Und weiter: „Dazu gehört für uns auch, dass der Jagdschutz 

auf bestandsbedrohte Tierarten ausgeweitet wird.“ Gerade in Bezug auf 

die Sinnhaftigkeit besteht bei der Bejagung vieler Arten erheblicher 

Änderungsbedarf: So fehlt beispielsweise für den Abschuss von Hermelin, 

Mauswiesel, Blässhuhn oder Möwen ebenso ein vernünftiger Grund wie für 

die massenhafte Tötung von Rabenvögeln. Auch deswegen sind 

Änderungen nur folgerichtig.  

 

Insgesamt enthält der vorliegende Entwurf insbesondere hinsichtlich der 

Jagdzeiten einige positive Neuregelungen, die aus Tierschutzsicht explizit 

begrüßt werden, so zum Beispiel die ganzjährige Schonung für bestimmte 

Arten von Beutegreifern und Vogelarten sowie die Einführung von festen 

Schonzeiten für Altfüchse. Dies ist ein großer Schritt in die richtige 

Richtung, den wir ausdrücklich loben. 
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Gleichwohl ist der Entwurf aus Sicht des Tierschutzes insgesamt nicht 

stringent, so dass insbesondere hinsichtlich einer wünschenswerten 

langen Jagdruhe noch ein klares Defizit zu erkennen ist. Wildtiere 

benötigen besonders im Winter und während den Brut- und Setzzeiten 

längere Ruhephasen und Schutz vor unnötigen jagdlichen Störungen.  

 

Die im Verordnungsentwurf vorgesehenen Jagdzeiten berücksichtigen 

sowohl rechtliche als auch wildbiologische oder Tierschutzaspekte nicht in 

ausreichendem Maße, einige wurden – wenn auch teilweise verkürzt – 

beibehalten, obwohl eine Bejagung der jeweiligen Tierarten aus ökologi-

schen und tierschutzrechtlichen Gesichtspunkten weder notwendig noch 

vertretbar ist.  

 

Das Beibehalten der bisherigen Regelungen (wie vom Landesjagdverband 

gefordert) oder eine Rücknahme von einzelnen Änderungen des bisheri-

gen Entwurfs sind aus Tierschutzsicht nicht tragbar.  
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NABU  Landesverband Hessen e. V. · Friedenstraße 26 · 35578 
Wetzlar 

  

 
 
 
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

herzlichen Dank für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum Entwurf einer 
Hessischen Jagdverordnung.  Wir begrüßen, dass das Land zahlreiche 
Änderungen im Jagdrecht umsetzen will, die seit langem überfällig sind. In 
einigen Fällen vermissen wir die nötige Konsequenz.  

Im Einzelnen: 

§ 1 Weitere Tierarten, die dem Jagdrecht unterliegen: 

Hier sind nach wie vor die Arten Elster (Jagdstrecke 2013/14: 6751) und 
Rabenkrähe (Jagdstrecke 2013/14: 17904) aufgeführt. Für die Jagd auf 
diese beiden Arten fehlt ein vernünftiger Grund, da eine Verwertung von 
Elstern und Rabenkrähen nicht möglich ist. Die Bestandsregulierung 
bedarf keines jagdlichen Eingriffs. Für die These, es gebe 
„landwirtschaftliche Schäden“ gibt es bis heute keinen Nachweis. 
Tatsächlich ernähren sich die beiden Arten auch von sogenannten 
landwirtschaftlichen Schädlingen. Die immer wieder behauptete Abnahme 
der Singvogelbestände trifft für den heutigen Schwerpunktlebensraum der 
Rabenvögel, die Siedlungsgebiete, eindeutig nicht zu. Für die freie 
Landschaft zeigen Forschungsergebnisse, dass Gelege-Verluste ganz 
überwiegend nachts geschehen. Zu dieser Zeit sind Rabenkrähe und 
Elster nicht aktiv. Die Verursacher der Verluste müssen deshalb andere 
Arten sein. Die These, die Bejagung von Rabenkrähe und Elster diene 
dem Schutz anderer Vogelarten, ist nicht länger haltbar. Wenn allerdings 
allein die Tatsache, dass Rabenvögel auch Eier fressen, als Begründung 
für eine Jagdzeit herangezogen wird, dann müsste man auch das 
Eichhörnchen bejagen. Auch aus Gründen des Schutzes seltener und 
leicht zu verwechselnder Arten der Roten Liste (Kolkrabe, Saatkrähe, 
Dohlen) wäre dringend ein völliger Jagd- und Tötungsverzicht für 
Rabenkrähen erforderlich. 

Der Schutz der Singvögel liegt dem NABU (ehm. Deutscher Bund für 
Vogelschutz) naturgemäß sehr am Herzen. Trotzdem halten wir, wie auch 
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andere Vogelschutzverbände eine Jagd auf Rabenvögel für nicht notwendig und falsch. 

 

§ 2 Jagdzeiten für nach Landesrecht jagdbare Tierarten 

Die Jagdzeit vom 1. August bis 20. Februar ist EU-rechtswidrig, da sie Teile der Brut- und 
Aufzuchtzeit umfasst. Nicht nur nach der EU-Vogelschutzrichtlinie dürfen Tiere während der 
Brutzeit (Art. 7 Abs. 4: "während der Nistzeit oder während der einzelnen Phasen der Brut- 
und Aufzuchtzeit") nicht bejagt werden, sondern aufgrund des Tierschutzgesetzes auch 
keine Alttiere, von deren Versorgung Jungvögel abhängig sind, um unnötige Leiden und 
Schmerzen durch Verhungern oder Erfrieren zu vermeiden. Gleiche Vorschriften finden sich 
in § 22 Abs. 4 BJG - zudem ist ein solches Vorgehen nicht waidgerecht.  

Wir begrüßen deshalb die Verkürzung der Jagdzeit auf Elster und Rabenkrähen vom 20. 
Februar auf den 15. Oktober als Einschränkung der ohnehin unnötigen Bejagung. Mit der 
Verkürzung der Jagdzeit wird zumindest dem Schutz des Heimzuges wandernder 
Rabenkrähen und dem Schutz der Gruppenbalz und Paarbildung der Elster Rechnung 
getragen.  

Wir halten die Verkürzung der Jagdzeit aber nicht für ausreichend (s.o.), weil insbesondere 
im Umfeld von Schlafplätzen der Saatkrähe eine erhöhte Verwechselungsgefahr mit dieser 
bedrohten Art besteht. Bei der Festlegung der Jagdzeiten muss die Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs (EuGH) im Bereich des Artenschutzrechts berücksichtigt werden. 
In Österreich sind unter anderem die Jagdzeiten von Rabenkrähe und Elster vom EuGH für 
nichtig erklärt worden, weil sie nicht mit der EU-Vogelschutzrichtlinie im Einklang standen. 
Die EU-Vogelschutzrichtlinie muss entsprechend der gültigen Rechtsprechung des EuGH 
umgesetzt werden. 

 

§ 3 Jagdzeiten für nach Bundesrecht jagdbare Tierarten 

Haarwild 
Feldhase 

Angesichts zurückgehender Feldhasenbestände (trotz der freiwilligen Jagdeinschränkung 
durch den Landesjagdverband), was sich in der Fallwild-Statistik ablesen lässt (1996: 4107 
Hasen, 2014: 2249 Hasen), erwartet der NABU, dass Feldhasen solange gänzlich von der 
Jagd verschont werden, bis sich die Bestände wieder erholt haben. Selbst die WILD-Zählung 
in den Referenzgebieten in Hessen seitens der Jägerschaft verzeichnete bei der 
Herbstzählung eine Halbierung der Hasendichte vom Jahr 2012 auf das Jahr 2013 (Median 
21,09 auf 10,20). Der Feldhase teilt als Bewohner der Agrarlandschaft das Schicksal von 
Feldhamster und Feldlerche: seine Bestände befinden sich im Sinkflug. Es muss alles 
unterbleiben, was die Bestände zusätzlich beeinträchtigt. Dazu gehört die Bejagung. 

Im vergangenen Jagdjahr wurden 3206 Feldhasen erlegt, die ansonsten einen Beitrag zur 
Bestands-Erholung hätten leisten können. Für eine Wiederausbreitung des Feldhasen in 
Nachbargebiete sind hohe lokale Bestände mit Quellpopulationen notwendig. Daher halten 
wir die im Entwurf vorgesehene Regelung einer Bejagung „bei ausreichenden Besatzdichten“ 
nicht für ausreichend. Mindestens muss aber sichergestellt werden, dass eine Bejagung erst 
bei solch hohen Besatzdichten zugelassen wird, dass ein Abwanderungsdruck aufrecht 
erhalten bleibt. Dies muss durch eine zunehmende Tendenz der Hasendichte in 
benachbarten Gebieten belegt sein. 

Die Empörung seitens der Jägerschaft über die im VO-Entwurf vorgesehene Abhängigkeit 
von der Besatzdichte ist nicht nachvollziehbar, zumal seitens der Jägerschaft immer wieder 
versichert wird, sie hätte in der Vergangenheit stets in Abhängigkeit von der Besatzdichte 
gejagt. Wer in der Vergangenheit serös die Besatzdichte bewertet hat, braucht doch eine 
künftige unabhängige Bewertung nicht zu fürchten? 

 

Baummarder, Iltisse, Hermeline, Mauswiesel 

Wir begrüßen sehr, dass es für diese Arten künftig keine Jagdzeit mehr geben soll. Eine 
Bejagung ist naturschutzfachlich nicht notwendig und die Tiere werden nicht verwertet. Ihre 
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Bestandsentwicklung ist unbekannt. Im vergangenen Jagdjahr wurden gerade einmal 429 
Tiere dieser Arten erlegt oder gefangen, was weniger als 0,2 % aller gejagten Tiere in 
Hessen entspricht.  

Die genannten Arten werden in der Begründung seitens der Jägerschaft meist mit anderen 
Prädatoren (z.B. Fuchs, Dachs) über einen Kamm geschert. Angesichts einer Jagdstrecke 
von 34661 Füchsen und 3476 Dachsen kann doch nicht ernsthaft die Jagd auf hessenweit 
nur insgesamt 397 Baummarder, Iltisse, Hermeline und Mauswiesel als zwingende 
Notwendigkeit der Raubzeug-Bekämpfung dargestellt werden. 

 

Dachs 

Der Sinn der Jagd auf Dachse erschließt sich uns nicht. In Hessen wurden im letzten 
Jagdjahr 3251 Dachse geschossen, 223 in Fallen erlegt. Die Bejagung eines Tieres ohne 
dessen nennenswerte Verwertung ist eine unnötige Beeinträchtigung der Natur. Der Dachs 
sollte daher von der Bejagung ausgenommen werden.   

Nur die Tatsache, dass ein Tier ein Prädator ist, ist kein Grund für eine landesweite 
Bejagung. Wenn örtlich ein Vorkommen von Wiesenbrütern geschützt werden soll, müssen 
statt eines Eingriffs zunächst andere Gefährdungsursachen beseitigt werden (z. B. 
Landnutzungsänderung, Besucherlenkung, Wassermanagement). Nur als letztes Mittel im 
Ausnahmefall kann eine örtlich beschränkte Bejagung über eine naturschutzrechtliche 
Genehmigung erteilt werden, wie dies ja bei der Kormoran-Vergrämung oder in Bayern beim 
Bibermanagement praktiziert wird. Örtliche Probleme brauchen örtliche Lösungen.  Ein 
pauschales landesweites Jagdrecht auf einzelne Tierarten kann nicht als 
„Artenschutzmaßnahme“ ausgegeben werden werden.    

Die manchmal behauptete „enorme Vermehrung“ müßte zunächst einmal belegt werden. 
Zumindest gibt die Jagdstrecken-Statistik dies nicht her: Die Gesamt-Jagdstrecke liegt 2014 
mit 4579 Dachsen  in vergleichbarer Größenordnung wie noch 2003 mit 4281 Dachsen. Die 
Zahl des Fallwildes (an Straßen) hat sogar etwas abgenommen.                                                                                                                                                       

 

Federwild 
Aus ökologischen Gründen ist eine Jagd auf Vögel gänzlich unnötig. Wir erwarten deshalb, 
dass Vögel in Zukunft in Hessen generell nicht mehr bejagt werden dürfen. Abschüsse aus 
sportlicher Motivation sowie aus fadenscheinigen Gründen zur Erhaltung des ökologischen 
Gleichgewichts sind nicht gerechtfertigt. 

Über das Vorkommen von Vögeln in der Landschaft entscheidet in erster Linie das Angebot 
an Lebensraum und Nahrung. Es ist wissenschaftlich erwiesen, dass die 
Bestandsregulierung von Vögeln keines jagdlichen Eingriffs bedarf. Dem fehlenden Nutzen 
einer Vogeljagd stehen aber Risiken für bedrohte Arten gegenüber: 

 

Rebhühner, Türkentauben, Höckerschwäne, Grau-, Bläß-, Saat-, Ringelgänse, Pfeif-, Krick-, 
Spieß-, Berg-, Reiher-, Tafel-, Samt- und Trauerenten, Waldschnepfen, Blässhühner, Lach-, 
Sturm-, Silber-, Mantel- und Heringsmöwen 

Wir begrüßen sehr, dass es für diese Vogelarten künftig keine Jagdzeit (mehr) geben soll. 
Eine Bejagung ist naturschutzfachlich nicht notwendig und diese Tiere werden ganz 
überwiegend nicht verwertet. Das Rebhuhn ist bestandsbedroht. Hier verbietet sich die 
Bejagung selbstredend. Es ist nicht nachvollziehbar, warum seitens der Jägerschaft der 
Abschuss von Prädatoren zum Schutz des Rebhuhns notwendig sein soll, gleichzeitig aber 
das Rebhuhn unbedingt weiter jagdbar sein soll. Das Rebhuhn schützt man am leichtesten, 
in dem man es nicht schießt (Jagdstrecke aktuell: 29 Tiere). 

Andere haben Bestandseinbußen, wie die Türkentaube (vgl. der sich verschlechternde 
Erhaltungszustand laut Staatliche Vogelschutzwarte: Zum Erhaltungszustand der 
Brutvogelarten Hessens, 2. Fassung  2014). Möwen brüten in Hessen sehr selten. Gänse 
und Tauben sind leicht mit geschützten Arten zu verwechseln. Auch Höckerschwäne können 
mit Sing- oder Zwergschwänen verwechselt werden.  
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Aus der Jägerschaft wird bei der Graugans manchmal ein positiver Entwicklungstrend als 
Rechtfertigung für den Abschuss angegeben. Nicht der Trend kann entscheidend sein, 
sondern ausschließlich die aktuelle Einstufung des Erhaltungszustandes. Und der ist bei der 
Graugans mit rund 600 Brutpaaren in Hessen nur „ungünstig-unzureichend“. Auch Fischotter 
und Wildkatze weisen in Hessen einen sich verbessernden Entwicklungszustand auf. 
Trotzdem ist die Population so gering, dass eine Bejagung ausgeschlossen ist. 

Probleme, die als Argument für einen Graugangs-Abschuss angeführt werden 
(Verschmutzungen von Badeseen, Aggressivität), sind in der Regel gar nicht von 
Graugänsen verursacht, sondern von Nilgänsen. Schäden auf landwirtschaftlichen Flächen 
sind kaum belegt, und nehmen bei Abschüssen wegen größerer Fluchtdistanzen, damit 
häufigerer Beunruhigung und mehr Nahrungsbedarf zu, statt ab. 

Hochrechungen, die Hessischen Graugänse würden sich wie in Holland zu 
Hunderttausenden vermehren, und müssten dann auf andere Weise getötet werden, 
entbehren jeder Grundlage: Das wasserreiche Holland ist nicht mit dem waldreichsten 
Bundesland Deutschlands vergleichbar. Der wahre Grund vor der immer wieder 
vorgetragenen Angst vor „holländischen Verhältnissen“ sind wohl weniger die Gänse, als 
vielmehr die Tatsache, dass in den Niederlanden im Jahr 2002 der Katalog der jagdbaren 
Arten von 96 auf nur 6 Arten eingekürzt wurde. 

 

Ringeltauben 

Für Ringeltauben gilt das Gleiche wie für Türkentauben, nämlich eine Verwechselungsgefahr 
mit geschützten Arten, insbesondere bei juvenilen Ringeltauben mit der Hohltaube. Für 
angebliche übermäßige landwirtschaftliche Schäden durch Ringeltauben fehlt ein Beleg. 
Auch eine angeblich positive Auswirkung der Jagd zur Vermeidung von Schäden wurde 
bisher nicht dokumentiert. Im vergangenen Jahr wurden 9694 Ringeltauben geschossen. Da 
die Tiere überwiegend nicht verwertet werden, fehlt ein sinnvoller Grund für den Abschuss. 
Grundsätzlich begrüßen wir daher die vorgesehene Verkürzung der Jagdzeit von 20. Februar 
auf den 15. Januar, halten aber ein generelles Jagdverbot auf Ringeltauben für nötig. 

 

Stockente 

Angesichts zurückgehender Bestände (vgl. der sich verschlechternde Erhaltungszustand laut 
Staatliche Vogelschutzwarte: Zum Erhaltungszustand der Brutvogelarten Hessens, 2. 
Fassung 2014), der Verwechslungsgefahr mit anderen Entenarten und der generellen 
Beunruhigung anderer, sehr seltener Arten im gleichen Lebensraum, die im Zuge der 
Bejagung aufgeschreckt werden und lebenswichtige Energiereserven verlieren, erwartet der 
NABU, dass Stockenten gänzlich von der Jagd ausgenommen werden sollten. Bei einem 
Bestand von nur 8000-12000 Brutpaaren in Hessen (vgl. Staatliche Vogelschutzwarte: 
Gesamtartenliste Brutvögel Hessens mit Angaben zu Schutzstatus, Bestand, 
Gefährdungsstatus sowie Erhaltungszustand) wurden im vergangenen Jagdjahr 10963 
Stockenten erlegt. Dadurch kann der rückläufige Trend verstärkt werden. Zudem halten wir 
die im Entwurf vorgesehene Regelung einer Bejagung „bei ausreichenden Besatzdichten“ 
nicht für ausreichend, weil der Störungseffekt an den Gewässern bleibt. 

 

§ 3, Abs. 2: 

Eine Ausnahmegenehmigung zum Abschuss von Graugänsen darf nicht allein durch die 
Jagdbehörde erfolgen, sondern muss im Einvernehmen mit der Naturschutzbehörde 
erfolgen. 

 

§ 37 Totfanggeräte 

Totschlagfallen wirken unspezifisch und gefährden Arten, die eigentlich einer ganzjährigen 
Schonzeit unterliegen. Der Einsatz von Totschlagfallen sollte in Hessen verboten werden, 
damit auch gefährdete Tiere wie Baummarder oder Wildkatze vor Fehlfängen bewahrt 
werden. 
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§ 46 und § 48 Wildfütterung, Notzeit für Schalen- und Schwarzwild 

Wildlebende Tierarten bedürfen keiner Fütterung. Vermeintliche Notzeiten sind Teil 
natürlicher Prozesse und insofern hinzunehmen. Die nutztierähnliche Behandlung von 
Wildtieren („Hege“) durch Jäger hat in der Vergangenheit zu negativen Auswirkungen in 
Ökosystemen und finanziellen Schäden in der Landwirtschaft geführt. Insbesondere 
Kirrungen (Lockfütterungen) werden immer wieder missbraucht, um unnatürlich hohe 
Paarhuferdichten und damit mehr Jagdvergnügen zu erzielen. Sinnvoll ist daher ein Verbot 
von Fütterungen aller Art im Rahmen der Jagd. 

Die im Entwurf der hessischen Jagdverordnung vorgesehene starke Einschränkung der 
Fütterung auf wirkliche Notzeiten in kalten Regionen mit hohen Schneelagen ist daher ein 
Schritt in die richtige Richtung. Die in den §§ 46 und 48 definierten Bedingungen für 
Notzeiten treten in Hessen nur sehr selten auf. 

 

Weitere erforderliche Änderungen des Jagdrechtes 

 Ein modernes Jagdrecht verlangt, dass Tierarten, die auf der Roten Liste stehen, 
gänzlich aus dem Katalog der jagdbaren Arten gestrichen werden müssen. Dies gilt 
für Wildkatze, Luchs, Fischotter, Baummarder, Iltis, Hermelin, Mauswiesel, Feldhase, 
Rebhuhn, Waldschnepfe, Wachtel, Auerwild, Birkwild, Haselwild, Gänsesäger, 
Rotmilan und Habicht. Wir erwarten daher eine diesbezügliche Änderung des 
Hessischen Jagdgesetzes. Die Festsetzung ganzjähriger Schonzeiten auf dem 
Verordnungswege ist bei ethischer Begründung (Sinnlosigkeit der Jagd) nicht 
ausreichend. Für eine rechtliche Absicherung dieser Regelung ist eine Änderung des 
Jagdgesetzes notwendig. 

 In diesem Zug muss auch wie in Baden-Württemberg der Abschuss wildernder 
Hunde und Katzen verboten werden, denn der „Nutzen“ der geringen Zahl 
geschossener Hunde (2014/15: 11) und Katzen (2014/15: 421) rechtfertigt nicht die 
Gefahr einer versehentlichen Verwechselung mit einwandernden Wölfen oder 
Wildkatzen. Die aus Tierschutzsicht problematischen „Streunerkatzenpopulationen“ 
lassen sie sich nur durch Kastrationsprogramme reduzieren 

 Die bisherige Regelung zu bleifreier Schrotmunition über Gewässern (§ 23 Abs. 7 
HJG) reicht nicht aus. Es fehlt eine generelle Vorschrift zur Verwendung von bleifreier 
Teil- oder Vollmantelgeschossen.  

 Regelungen, die eine Wiederausbreitung des Rothirsch in Hessen auch außerhalb 
der festgelegten Rotwildgebiete sind zu verbessern (§26b) 

 

Am 11.Oktober 2015 verabschiedeten die Delegierten der 56.000 hessischen NABU-
Mitglieder auf ihrer Landesvertreterversammlung einstimmig (bei 2 Enthaltungen) eine 
Resolution, die Kernpunkte dieser Stellungnahme untermauert. Wir würden uns freuen, wenn 
Sie unsere Vorschläge berücksichtigen könnten. 

Mit freundlichen Grüßen 
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NUVD e.V., Am Ochsenmoor 52, 49448 Hüde 

 

 

 

 

 

        

 

  

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

in meiner Stellungnahme beziehe ich mich schwerpunktmäßig auf die Aspekte des Gesetzentwurfs, 

die eine spezielle Relevanz im Bereich der Prädation haben. Dabei ist jedoch zu beachten, dass das 

Jagdrecht den Fokus auf ihm unterliegende Tierarten legt, durch die komplexen 

Wirkungszusammenhänge in der Natur jedoch jagdliche Eingriffe auch stets Auswirkungen auf nicht 

jagdbare, geschützte und ungeschützte Arten besitzen.  

 

Prädatoren, speziell Raubsäuger, spielen heute eine maßgebliche Rolle bei der Erhaltung von 

bodenbewohnenden Säugetieren, bodenbrütenden Vogelarten und weiteren Artengruppen (bspw. 

Reptilien). In Festlandgebieten sind die Raubsäugerdichten in den vergangenen Jahrzehnten massiv 

angestiegen. Hierzu geführt haben u.a. die Tilgung der Tollwut durch flächendeckende 

Immunisierung, eine gesunkene Bejagungsintensität durch den Verfall der Balgpreise, der Wegfall 

der Verfolgung von Beutegreifern als Nahrungskonkurrenten durch Landwirte und Kleintierhalter, die 

Schonung des Fuchses in zahlreichen Hochwild- und Forstrevieren sowie die Veränderung der 

Lebensräume durch Eutrophierung, Zivilisationsabfälle und insbesondere die großflächigen 

Entwässerungsmaßnahmen, die in vielen Niederungsgebieten erst eine dauerhafte Besiedlung durch 

Füchse und andere Raubsäuger ermöglicht haben sowie die Erschließung des urbanen Raums als 

Lebensraum, der nun in vielen Gebieten in hoher Dichte von Raubsäugern wie Fuchs, Steinmarder 

und Waschbär besiedelt wird und zusätzliche Migrationsbewegungen in den ländlichen Raum erzeugt 

(GEHLE 2008, HOLY 2014, JUNKER et al. 2006, LANGGEMACH & BELLEBAUM 2005). Trotz der vielfach 

weniger intensiven und nicht mehr flächendeckenden Bejagung, hat sich die Jahressfuchsstrecke  des 

Landes Hessen von rd. 3 Füchsen pro 1.000 ha bejagbarer Fläche im Jagdjahr 1958/1959 auf rd. 21 

Füchse pro 1.000 ha im Jagdjahr 2014/2015 etwa versiebenfacht. Der tatsächliche Anstieg des 

Fuchsbestandes dürfte durch die Jagdstrecke nur unzureichend abgebildet werden – hierauf deuten 

die vielfach noch stärkeren Steigerungen der von der Jagdintensität weitgehend unabhängigen 

Fallwildzahlen hin (z.B. für Nordrhein-Westfalen: GEHLE 2008).  

Natur- und Umweltschutzvereinigung Dümmer e.V. 

Naturschutzstation Hüde 

Am Ochsenmoor 52 

49448 Hüde 

Dr. Marcel Holy, Diplom-Umweltwissenschaftler 

Telefon: 05443/929811 

Email: marcel.holy@nuvd.de 

Internet: www.nuvd.de 

Hessischer Landtag 

Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

 

per Email: 

k.thaumueller@ltg.hessen.de 

 

 28.10.2015 

Öffentliche Anhörung zur Hessischen Jagdverordnung am 2.11.2015 – schriftliche Stellungnahme 
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Die wichtigste Grundvoraussetzung für stabile Bestände genutzter und gefährdeter Arten sind intakte 

bzw. durch aktive Maßnahmen den Ansprüchen der Zielarten der Hege und des Naturschutzes 

entsprechend gestaltete Lebensräume. Jedoch bietet die in Bezug auf Prädation wirksame 

Optimierung der Lebensräume allein häufig keine Gewähr für die Erreichung zum Bestandserhalt 

ausreichender Reproduktionsraten, da die notwendigen Gebietsgrößen oft bei weitem nicht erreicht 

werden bzw. sind die Handlungsmöglichkeiten in der anthropogen stark überprägten Landschaft 

häufig stark begrenzt.   

 

Durch die aufgeführten Faktoren sind die Prädatorendichten heute auf einem historischen 

Höchststand. Hohe Reproduktionsraten von bejagbaren (Nieder-)Wildarten und Zielarten des 

Naturschutzes (z.B. Wiesenlimikolen, Rauhfußhühner, Großtrappe) waren in der Vergangenheit  nicht 

nur ein Produkt regional bis lokal ausreichend geeigneter Lebensräume, sondern wurden auch 

maßgeblich durch niedrige Prädatorendichten begünstigt.  

Aktuell werden zahlreiche Bodenbrüterarten wie Birk- und Haselhuhn, Bekassine, Brachvogel, Kiebitz 

und Uferschnepfe in der Kategorie 1 (vom Erlöschen bedroht) der Roten Liste der hessischen 

Brutvögel (KREUZIGER et al. 2006) geführt, z.T. mit dem Hinweis auf ursächliche, sehr niedrige 

Reproduktionsraten, was basierend auf Erkenntnissen in anderen Gebieten auf einen hohen 

Prädationsdruck hinweisen könnte.  

 

Mit den Arten Fuchs, Stein- und Baummarder, Iltis und Hermelin umfasst die Jagdverordnung das 

Spektrum der als Prädatoren relevanten, heimischen Raubsäuger sowie zusätzlich die Neozoen 

Waschbär, Marderhund und Mink. Die im Rahmen der hessischen Jagdverordnung vorgesehenen 

Jagdzeiten erlauben jedoch z.T. nicht die notwendigen, umfassenden jagdlichen Eingriffe in die 

Bestände der Prädatorenarten.  

 

Für die FFH-Anhangsarten Iltis und Baummarder erlaubt die aktuelle Datenlage keine Aussage zu den 

Erhaltungszuständen der hessischen Populationen (LANG & SIMON 2010). Folglich empfehlen LANG & 

SIMON (2010) einen Bejagungsverzicht, bis eine geeignete Bewertungsgrundlage vorliegt. Hierzu wird 

ein Monitoringkonzept vorgeschlagen, das über Wildkameras, Untersuchung von erlegten und als 

Fallwild aufgefundenen Individuen sowie Habitatanalysen und Telemetrieuntersuchungen in 

Modellgebieten entsprechende Informationen liefern soll. Angesichts der geringen Jagdstrecken der 

beiden Arten, erscheint ein Bejagungsverzicht bis zum Beginn entsprechender 

Monitoringmaßnahmen angebracht und vertretbar - im Jagdjahr 2014/2015 wurden mittels Waffe 

und Falle lediglich 87 Baummarder und 90 Iltisse erlegt. Sobald ein entsprechendes Konzept 

umsetzbar ist, sollte die Bejagung von Baummarder und Iltis wieder ermöglicht werden, um 

entsprechend der Forderung von LANG & SIMON (2010) die Positivnachweise aus den Erlegungen 

sowie die aus der Untersuchung aller erlegten (und zusätzlich der als Fallwild aufgefundenen) 

Individuen gewonnen Erkenntnisse zur Bewertung der Erhaltungszustände zu nutzen. Hierzu ist eine 

enge Kooperation zwischen dem Landesjagdverband und den mit dem Monitoring beauftragten 

Institutionen erforderlich.  

 

Der Einsatz von tot fangenden Fallen zum Marderfang wird durch die Vollschonung von Baummarder 

und Iltis unterbunden, da weder über die Größe des Zulaufs des Fangbunkers noch über die 

Beköderung sicher zwischen bspw. Baum- und Steinmarder selektiert werden kann.  Wenn 

Erkenntnisse zu den Populationszuständen vorliegen, die die Bejagung von Baummarder und Iltis als 

FFH-Anhangsarten erlauben (LANG & Simon 2010), wäre der Einsatz von tot fangenden Fallen wieder 
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zu ermöglichen, für die Zwischenzeit bedeutet dies jedoch, dass zum Fang von Steinmardern nur 

Lebendfallen zum Einsatz kommen können, was bei einer fortbestehenden Notwendigkeit des Fangs, 

bspw. aus Gründen des Artenschutzes oder der Niederwildhege sowie zum Fang von 

„Problemmardern“ z.T. erhebliche Anschaffungskosten nach sich ziehen kann, wenn zuvor tot 

fangende Fallen eingesetzt wurden. Für Siedlungsgebiete, in denen häufig Konflikte durch 

Steinmarder entstehen, sollten Ausnahmegenehmigungen zur Nutzung von AIHTS-geprüften 

Schlagfallen möglich bleiben, die so auch dazu beitragen, den von diesen Gebieten ausgehenden 

Populationsdruck des Steinmarders auf die Kulturlandschaft zu reduzieren. 

Die Vorverlegung des Jagdzeitendes beim Steinmarder auf den 31. Januar erschließt sich nicht und ist 

aus Sicht der nachhaltigen Niederwildbejagung und des Artenschutzes kontraproduktiv. Hier sollte 

die Jagdzeit weiterhin am 28. Februar enden.  

 

Von größter Bedeutung ist die effiziente Bejagung des Fuchses, der in zahlreichen Untersuchungen 

als bedeutender Prädator identifiziert wurde (LANGGEMACH & BELLEBAUM 2005). Neben den weiterhin 

ganzjährig gegebenen Möglichkeiten zur Jungfuchsbejagung, mit der lokal bis regional ein erheblicher 

Teil des Zuwachses noch vor bzw. während der Reproduktionsphase von Zielarten des Naturschutzes 

und der Niederwildhege abgeschöpft werden kann (VOIGT 2005), kommt dem Eingriff in den 

Altfuchsbestand eine wichtige Rolle zu. Hier sollte die Jagdzeit die Möglichkeit bieten, bis in den 

Februar die Ranzzeit des Fuchses zu nutzen, um mittels Ansitz- und Baujagd territorial etablierte 

sowie in frei gewordene Reviere nachwandernde Füchse zu reduzieren. Zudem bieten die 

Wintermonate gute Möglichkeiten mittels Falleneinsatz Altfüchse zu fangen. Hier ist also eine 

Ausdehnung des Bejagungsendes auf den 28. Februar anzuraten.  

 

Auch für das Hermelin, das insbesondere in Grünland-geprägten Lebensräumen als bedeutendster 

Prädator auftreten kann (Übersicht in LANGGEMACH & BELLEBAUM 2005), sind durch die Beibehaltung 

einer Jagdzeit in den (Spät-)Sommermonaten nach dem Selbstständigwerden der Jungtiere 

(mindestens ab August) Möglichkeiten zur Bejagung zu schaffen, da erfahrungsgemäß in dieser Zeit 

eine besonders effektive Bestandsreduktion möglich ist. Diese erfolgt am effizientesten mit 

ausreichend groß dimensionierten und damit tierschutzgerechten Wippbrettfallen. Das generelle 

Verbot dieses Fallentyps über § 38 Abs. 3 des Verordnungsentwurfs ist daher durch die Vorgabe 

einer Mindestgröße zu ersetzen. Da Hermeline im Winterhalbjahr überwiegend nachtaktiv sind, sind 

sie zu dieser Zeit mit der unbeködert eingesetzten und lediglich optisch wirkenden Wippbrettfalle 

kaum zu fangen (REICHSTEIN 1993). Da durch die auftretende Eiruhe kein Konflikt einer winterlichen 

Jagdzeit mit der Aufzucht von Jungtieren entsteht, kann auch hier im Interesse einer umfassenden, 

auch mit der Waffe möglichen Bejagung, für die Beibehaltung der bestehenden Jagdzeit plädiert 

werden.  

Die Bejagung des Mauswiesels kann entfallen, da es als Beutegreifer von untergeordneter Bedeutung 

ist und zudem keinerlei Verwertungsmöglichkeit besteht. Gefangene Mauswiesel sind 

dementsprechend unverzüglich freizulassen.  

 

Zu begrüßen ist die ganzjährige Bejagungsmöglichkeit der Neozoen Waschbär, Marderhund und 

Mink. Diese Arten besetzen effektiv ökologische Nischen im heimischen Prädatorenspektrum und 

stellen besondere Bedrohungen für heimische jagdbare und geschützte Arten, insbesondere in 

gewässergeprägten Lebensräumen dar (LANGGEMACH & BELLEBAUM 2005, STIER et al. 2009). Neben 

Jagdrevieren reagieren auch Schutzgebietsverwaltungen darauf mit einer Intensivierung der 
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Bejagung dieser Arten, bspw. das Biosphärenreservat Niedersächsische Elbtalaue sowie zahlreiche 

Küstenvogel-Schutzgebiete an der Ostsee (SCHAAL 2012, JOISTEN 2012). 

 

Um eine möglichst großräumige Reduktion generalistischer Beutegreifer zu erreichen, sind Einsatz 

und Ausweitung der Fangjagd notwendig. Mittels Ansitzjagd und gelegentlichen Abschüssen, ist der 

notwendige, über den jährlichen Zuwachs hinausgehende Eingriff in die Bestände kaum möglich. Die 

heimliche und überwiegend nachtaktive Lebensweise der in Frage kommenden Raubsäuger erlaubt 

eine deutliche Bestandsreduktion nur mit Hilfe tierschutzgerechter, effizienter Fallensysteme und gut 

ausgebildeter Fangjäger. Der Wert der Fangjagd für die Anpassung des Verhältnisses zwischen 

generalistischen Beutegreifern und deren potenziellen Beutetieren in anthropogen stark überprägten 

Landschaften muss dringend stärker berücksichtigt werden. Zahlreiche Schutzprojekte für jagdbare 

und geschützte Arten sowie zugehörige wissenschaftliche Studien zeigen diesbezüglich eindeutige 

positive Effekte (Übersichten in COTÉ & SUTHERLAND 1997 sowie SMITH et al. 2010).  

 

Der Maßstab der bzgl. der Qualifikation an die Ausübenden der Fangjagd zu legen ist, ist dabei 

durchaus hoch anzusetzen, um zum einen eine tierschutzgerechte Durchführung der Fangjagd und 

ihre gesellschaftliche Akzeptanz sicherzustellen, zum anderen aber auch, um die Effizienz dieser 

Methode zu erhöhen und so die großräumig dringend notwendige Absenkung der Dichten 

generalistischer Beutegreifer zu unterstützen. Hervorragend ausgebildete Fangjäger sind wichtige 

Unterstützer bei der zukünftigen Erreichung von Naturschutzzielen, kleinräumig in einzelnen 

Schutzgebieten oder Jagdrevieren und großräumig beim Populationsschutz gefährdeter Arten sowie 

bei der Sicherstellung einer nachhaltigen Bejagung von Wildtieren (MAAS 2010).   

 

Insgesamt umfasst der Verordnungsentwurf zahlreiche Einschränkungen der Möglichkeiten zur 

Prädatorenbejagung, die die dringend notwendige Bestandsreduktion generalistischer Beutegreifer 

in den Jagdrevieren und Schutzgebieten der Kulturlandschaft erschweren. Im Interesse einer 

nachhaltigen Nutzung von Wildtierbeständen und der Zielerreichung im Artenschutz sind hier 

dringend Änderungen erforderlich, die die Bedeutung des Faktors Prädation angemessen 

berücksichtigen.   

  

 
Dr. Marcel Holy 
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Dr. Klaus Richarz: Stellungnahme zum Entwurf der Jagdverordnung in Hessen, 
insbesondere hinsichtlich der Jagdzeitenregelung 
 
Wenn es um Fragen der Jagd auf Vögel und Säugetiere geht, sind die wissenschaftlichen, 
zumeist populationsökologischen Ergebnisse zu bewerten, die für notwendige, sinnvolle 
oder tolerable Eingriffe des Menschen in Wildtierpopulationen gelten.  
 
Jagd- und Naturschutzziele sind nicht deckungsgleich 
 
Ziele des Naturschutzes sind die natürliche Vielfalt der Organismen, Arten, 
Lebensgemeinschaften und Lebensräume (Biodiversität) zu erhalten oder wieder 
herzustellen sowie deren natürliche Entwicklung (Sukzession, Evolution) sicher zu stellen.  
Von ihrem Ansatz her ist die Jagd nicht deckungsgleich mit diesen Zielen und kann deshalb 
kein Naturschutz per se sein. Sie ist vielmehr die wirtschaftliche Nutzung einiger Säugetier- 
und Vogelarten (Fleisch, Felle und Trophäen). Das Eigeninteresse der Jagd muss daher sein – 
und ist es in der Regel auch – die Regenrationsfähigkeit der bejagten Bestände im Sinne 
einer nachhaltigen Nutzung zu erhalten. Dazu wendet sie auch Hegemaßnahmen an. Den 
Nachweis, dass sie durch die bisher übliche Form der Bejagung Bestände tatsächlich 
regulieren kann, bleibt die Jagd bisher in (fast) allen Fällen schuldig. Zwar übt sie 
Populationsentnahmen bei jagdbaren Arten aus. In ihrer bisherigen Form kann sie aber kein 
Management ersetzen, das Wildtierpopulationen in deren natürlichem Beziehungsgefüge 
nach den Wünschen und Bedürfnissen der Allgemeinheit und ökosystemaren 
Notwendigkeiten reguliert.  
 
Die Entwurfsfassung zur Jagdverordnung in Hessen ist daher nach Ansicht des 
Unterzeichners ein gelungener Versuch, den fachlich notwendigen Erfordernissen des 
Natur- und Landschaftsschutzes weitergehend als bisher gerecht zu werden. Ein Kernpunkt 
dabei sind die Änderungen der Jagdzeiten unter Berücksichtigung der 
Populationsentwicklung von einzelnen Arten und deren Rolle im Naturhaushalt.  
 
Dies sei am Beispiel Rebhuhn und Gänse in Hessen kurz erläutert. 
 
Zum Rebhuhn: 
Aufgrund des extremen Rückgangs der hessischen Rebhuhnbestände führte die Staatliche 
Vogelschutzwarte im Auftrag des Hessischen Umweltministeriums und in Zusammenarbeit 
mit dem LJV und dem Arbeitskreis Wildbiologie und Jagdwissenschaft an der JLU Gießen 
unter Leitung des Unterzeichners von 1992 -1994 eint Untersuchungsprogramm auf 
ausgewählten, repräsentativen Flächen in Hessen durch. Die Ergebnisse sind bekannt und in 
internationalen Fachzeitschriften publiziert (Richarz et al. 1998, Kugelschafter & Richarz 
2001, Kugelschafter  et al. 2001).  Es zeigte sich, dass bei hohen Rebhuhndichten der Einfluss 
der Jagd vernachlässigbar ist. Entscheidend für die Bestandsentwicklung des Rebhuhns war 
und ist die Lebensraumqualität. Als Ursache für die z.T. extremen Bestandsschwankungen in 
einzelnen Jahren mit noch insgesamt guten Rebhuhnbeständen, konnten Witterungsverläufe 
(lange, schnee- und eisreiche Winter/ warme, trockene Sommer) ermittelt werden. So 
wurden im Jagdjahr 1958/59 42.213 Rebhühner in Hessen erlegt. Nach dem für das Rebhuhn 
günstigen Winter 1958/59 und dem ebenso günstigen Sommer 1959 betrug die Jagdstrecke 
1959/60 103.235 Rebhühner! Trotz dieser hohen Strecke konnten im folgenden Jagdjahr  
wieder 71.933 Hühner erlegt werden. Erst das Zusammentreffen ungünstiger 
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Witterungsverläufe mit der durch Flurneuordnung und geänderter Flächenbewirtschaftung 
verbundenen negativen Auswirkungen auf  die Habitateignung, führte zu einer ständigen 
Talfahrt der Rebhuhnbestände, von der sich die Art trotz zunehmend zurückhaltender 
Bejagung nie mehr  erholen konnte. 
 
Fazit: Die Aufhebung der Jagdzeit auf Rebhühner in Hessen  ist logische Konsequenz dieser 
Entwicklung. Anstelle des Beharrens auf alte, nicht mehr zeitgemäße, will heißen fachlich 
nicht begründbare Rechte, sollten die Jäger zusammen mit den Vogel-/Naturschützern auf 
die Landwirtschaft einwirken, um Lebensraumverbesserungen für Feldvögel mit Fokus u.a. 
auf die „Flaggs�hiffart“ Re�huhn zu errei�hen. 
 
Zu den Gänsen:       
 
Trotz positiver Bestandsentwicklung mit aktuell 400-600 Brutpaaren wird der landesweite 
Erhaltu�gszusta�d der Grauga�s weiter als „u�gü�stig-u�zureiche�d“ ei�gestuft (Werner et 
al. 2104). Eine Jagdverschonung ist schon daher nachvollziehbar. Zudem gibt es in Hessen 
kei�e I�dizie� für ei�e „explosio�sartige Ver�ehru�g“ der Bestä�de. Diese werde� durch 
weitere Ausbreitung in einige nicht besiedelte Niederungslagen noch ansteigen können. In 
den Dichtezentren der Art (z.B. Wettrau) wird jetzt schon der Graugans-Bestand durch 
Erreichen der Gesamtkapazität des Lebensraums reguliert (Bergmann et al. 2014). Auch bei 
den maximal 8.000 Graugänsen, die als Durchzügler und Wintergäste in einzelnen Monaten 
für ganz Hessen gezählt werden, handelt es sich im Vergleich zu den Gänseansammlungen in 
Norddeutschland um geringe Zahlen.   
  

 
Die arktischen  u�dra- aatgä�se u�d Blässgä�se haben in Hessen keine Jagdzeiten. Für beide 
Arten besitzt Hessen eine hohe Verantwortung, weil es sich hier die einzigen regelmäßigen 
Überwinterungsplätze dieser beiden Arten in Süddeutschland handelt (mit 1.200 bis 6.000 
Tundra-Saatgänsen und 80-400 Blässgänsen). Diese Gebiete sind folgerichtig als EU-
Vogelschutzgebiete ausgewiesen. Die Bestä�de beider Arten nehmen nicht zu. Es gibt in den 
Grunddatenerfassungen zu den entsprechenden EU- Vogelschutzgebieten (insbesondere 
Hessisches Ried) vielmehr Hinweise, dass sich die Erhaltu�gssitua o� der  eide�  rte� - 
i�s eso�dere aufgru�d  o�  t ru�ge� a� de�  ast- u�d  chlafplätze� (u.a. auch durch 
jagdliche Aktivitäten auf Graugänse in der Vergangenheit)  - zu�eh�e�d  erschlechtert. Die 
 achgutachter sehe� für  eide  rte� ei�  a �ah�e�erforder�is zu�  erstärkte�  chutz der 
beiden Arten.  
 
Die i�  esse� selte�e�  extre� selte�e� u�d z. . europaweit gefährdete�  rte� Non- 
nengans, Kurzschnabelgans, Wald-Saatgans, Zwerg-, Ringel- und Rothalsgans wurden 
und werden in Hessen nicht bejagt. Es besteht eine Verpflichtung zum Schutz der Arten.  

 
Kanada- und Nilgans haben in Hessen Jagdzeiten und sollen auch nach der aktuell im 
Entwurf vorgelegten Jagdzeiten-Verordnung auch in Zukunft bejagt werden. Wobei die 
Kanadagans mit einer überschaubaren Brutpopulation von 140-180 Paaren häu g i� 
Siedlungsraum oder zumindest siedlungsnah in jagdbefriedeten Bereichen brütet.. Eine 
Notwendigkeit zur Bestandsdezimierung besteht nicht. An einzelnen Badegewässer�, wo es 
in der Verga�ge�heit  ro le�e �it der Verkotu�g  o�  iegewiese� gege e� hat  ist die  agd 
als � gliche  o� iktl su�g i.d.R. ungeeignet (Konflikte häu g au erhal  der  agdzeit 
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und/oder in  jagdbefriedeten Bereichen). Zudem sind die Probleme an diese� Gewässer� o  
durch die auch  kologisch  ede�kliche  ü eru�g  o�  asser  gel� „hausge�acht“.  

 
Die Nilgans besitzt ihren Verbreitungsschwerpunkt in Siedlungsbereichen. Es handelt sich 
i.d.R. um jagdbefriedete Bereiche. Wie bei der Kanadagans ist die Jagd ungeeig�et  u� die 
 o� ei�zel�e�  o��u�e� gewü�schte Besta�dsreduk o� durchzuführe� oder die 
 estehe�de�  o� ikte a�  ark- u�d Badegewässer� zu l se�.  
 
 ähre�d sich  rüte�de  ilgä�se i� o e�er  a�dscha  weitgehe�d u�au ällig u�d i� 
Nest�ähe sehr hei�lich  erhalte�  erweise� sich  e ieri�ha er a�  arkgewässer� häu g 
aggressi .  ür Befürchtu�ge�  dass  ilgä�se a�dere hei�ische  rte� popula o�swirksa� 
 erdrä�ge� würde�, existieren aber nirgendwo belastbare Belege. Studien aus de� 
 ra�kfurter u�d  ies ade�er  au� weise� darauf hi�  dass ei�  usa��e�ha�g zu  estehe� 
schei�t zwische�  egre�zte�  ahru�gsressource� a�  tadtgewässer�   ü eru�gsak  ität 
u�d i�di idueller  ggressio�  o�  ilgä�se�. Das heißt, je naturferner ein Stadtgewässer ist 
u�d  e häu ger u�d u�ko�trollierter gefü ert wird  desto h her schei�t die i�di iduelle 
 ggressi ität  o�  ilgä�se�. Die pro le�a sche�  asser ogelfü eru�ge� a� 
 tadtgewässer� scheinen somit ausschlagge e�d für das aggressi e Verhalte� der 
„städ sche�“  ilgä�se   tü i�g et al. 2014).  
 
Die Be agu�g  o� Gä�se� führt allge�ei� zu ei�er Erh hu�g der  luchtdista�ze�  o� alle� i� 
Ge iet  orko��e�de�  asser ogelarte�.  lle Gä�se halte� i� bejagten Bereichen gr  ere 
  stä�de  on regel�ä ig  is zu 250-500 Metern zu allen Menschen ein. Dies führt i� der 
 egel dazu  dass gr  ere  rupps  o� Gä�se� scho�  ei e� er�ter  ��äheru�g z.B. ei�es 
 paziergä�gers au iege�. Dies gilt auch für  rte�  die �icht  e agt werde� dürfe�. Das 
stä�dige  u iege� auch durch �icht  ea sich gte  t ru�ge� führt – gerade im Winter- 
halbjahr – zu hohen Energieverlusten, geä�derte�  au�-Zeit-Mustern, schlechterer Fit�ess 
der V gel auf ihre� z.T. sehr langen Zugwegen und zur Aufgabe von Schlafplätze� i�  �feld.  
 
Die  agd auf „graue Gä�se“ hat i� der Verga�ge�heit i�  essische�  ied auch �ehrfach zu� 
  schuss  o�  aat- u�d Blässga�s geführt  o wohl �ur die Grauga�s ei�e  agdzeit ha e. Da 
 aat- u�d Blässga�s i�  er st zu�ächst auch �it Graugä�se�  ergesellscha et au rete� 
k ��e�  steigt i� der Dä��eru�g u�d i�   er ug die Verwechslu�gsgefahr.  it de� Grau- 
gä�se�  ergesellscha ete  extre� selte�e Gä�se (s.o.) werden durch die Jagd beunruhigt 
und auch hier steigt das Risiko von Fehla schüsse�. Da sich Graugä�se häu ger a� u�d i� 
Umfeld  o� Gewässer� au alte� als  aat- u�d Blässgänse, sind auch andere, z.T. ebenfalls 
besta�dsgefährdete  asser  gel a� de�  eweilige� Gewässer�  o� de�  t ru�ge� durch die 
Jagd betroffen.  
 
Fazit: Eine Notwendigkeit, die in Hessen vorkommenden Gänsearten i.S. einer 
Regulation/Reduzierung der Bestände zu bejagen, ist fachlich nicht gegeben. Lokal 
auftretende Gänseprobleme lasen sich durch jagdliche Bestandsreduzierung i.d.R. nicht 
lösen. Die damit einhergehenden Störwirkungen können eher kontraproduktive Wirkung 
entfalten und führen zudem zur Gefährdung nicht jagdbarer Arten. Gänsemangement –
soweit erforderlich – setzt einen weiter gefassten Ansatz als jagdliche 
Bestandsreduzierung voraus. Es muss bezweifelt werden, ob lokale 
Vergrämungsabschüsse zielführend sind und auftretende Schäden (die derzeit in Hessen 
nicht belegbar sind) tatsächlich minimieren können. Der Konflikt zwischen Landwirtschaft 
und Gänsen liegt nicht nur in der (vorübergehenden) Zunahme der Bestände, sondern vor  
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allem auch in der fortscheitenden Intensivierung der Landwirtschaft. Ein Gesamtkonzept 
der Konfliktminimierung erfordert eine solide Datenbasis unter Berücksichtigung auch der 
überregionalen Fluktuationen der Gänsebestände sowie ihrer Nahrungsökologie und ihrer 
Raumnutzung auf landwirtschaftlichen Flächen. Die VSW hat dazu in jüngster Zeit 
entsprechende Untersuchungen geliefert (s.u. Literatur).   
 
Zitierte Literatur:  
 
BE G       .- .   .    BI G, O. GEITER, S. HOMMA, G. BAUSCHMANN, & U. SEUM 
(2014): Brut- und Rastbestä�de, Raum- und Habitatnutzung, Bejagung und Schutz von 
Graugans (Anser anser), Nilgans (Alopochen aegyptiaca  u�d weitere� Gä�searte� i� der 
Wetterau von 2010 bis 2014. – Vogel und Umwelt 21:3-35.  
KUGELSCHAFTER, K. & K. RICHARZ (2001): The current and past grey partridge (Perdix perdix) 
population in Hesse (Germany). Game and Wildlife Science Vol. 18 (3-4): 231-241. 
KUGELSCHAFTER, K., K. RICHARZ, F. BERNSHAUSEN, F. EISLÖFFEL & M. KORN (2001): How do 
grey partridges (Perdix perdix) use breeding sites; the role of tradition. Game and Wildlife 
Science Vol. 18 (3-4): 411-417. 
RICHARZ, K., K. KUGELSCHAFTER & F. BERNSHAUSEN (1998): Effects of past and present 
agriculture in Hesse on grey partridge (Perdix perdix) resources: a review and evaluation. 
Gibier Faune Sauvage, Game Widl. Vol. 15 (4): 461-470. 
   BI G   .  .        .   E  IGE     . E  E          V gel i�  esse�. Die Brut  gel 
Hessens in Raum und Zeit. Brutvogelatlas. 527 S. – Echzell.  
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HESSISCHER WALDBESITZERVERBAND E.V   

D e r  M e n s c h  •  D e r  W a l d  •  D a s  L e b e n  
______________________________________________________________________________________        

 Tel: 06172/7047 
   Fax: 06172/599253 
 
Hessischer Waldbesitzerverband e.V., Taunusstr. 151, 61381 Friedrichsdorf 

 

An die Vorsitzende 
Des Ausschusses für Umwelt,  
Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
Frau Ursula Hammann, MdL 
Hessischer Landtag 
Schloßplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 
 
 
 Friedrichsdorf, den 26. Oktober 2015 
 
 
Stellungnahme zur Frage: Muss die Jagdverordnung in Hessen – vor allem hin-

sichtlich der Jagdzeitenregelung – geändert werden, um den Belangen des Na-
tur- und Landschaftsschutzes sowie den Anforderungen an die jagdliche Hege 

und Pflege Rechnung zu tragen? 

Ihr Schreiben vom 15. Oktober 2015,  
Aktenzeichen I A 2.3 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir bedanken uns für die Möglichkeit, zu der Frage Stellung zu nehmen, ob die 
Jagdverordnung in Hessen – vor allem hinsichtlich der Jagdzeitenregelung – ge-
ändert werden muss, um den Belangen des Natur- und Landschaftsschutzes so-
wie den Anforderungen an die jagdliche Hege und Pflege Rechnung zu tragen? 
 
Grundsätzlich ist die Gewichtung der Interessen in Bezug auf die Gestaltung des 
Jagdrechts zu hinterfragen. Das Jagdrecht ist Teil des Eigentumsrechts. Jede 
Veränderung der Jagdzeiten ist daher eine Inhaltsbestimmung des Eigentums 
und berührt damit schutzwürdige Interessen der Waldeigentümer.  
 
Diese schutzwürdigen Interessen lassen sich folgendermaßen präzisieren: 

1. Die Erträge der Forstbetriebe werden im Wesentlichen durch den Verkauf 
des geernteten Holzes und durch die Verpachtung oder Selbstnutzung des 
Jagdrechts erwirtschaftet. Die Verpachtung des Jagdrechts hat somit an 
sich einen wirtschaftlichen Wert, der wesentlich durch die Zahl der erleg-
baren Wildtiere und die jagdbaren Wildarten und deren Jagdzeiten be-
stimmt wird. Je mehr Freiheiten, umso wertvoller das Jagdrecht. 
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2. Der Gewinn eines Forstbetriebes wird in hohem Maße durch die Kosten mit 
bestimmt, die zur nachhaltigen Bewirtschaftung erforderlich sind. Aufwen-
dungen für den Schutz von jungen Waldbeständen gegen Wildverbiß, 
gleich ob sie durch natürliche Aussaat der Altbäume oder durch aktive 
Pflanzmaßnahmen entstanden sind, belasten die Forstbetriebe erheblich. 
Hier entstehen nicht nur Materialkosten für Zäune und Einzelschutzman-
schetten, sondern zusätzlich erhebliche Personalkosten für die Errichtung 
und Kontrolle der Zäune sowie das Anbringen von Einzelschutzvorrichtun-
gen. Es ist im Interesse des Waldeigentümers, Wildverbißschutzkosten so ge-
ring wie möglich zu halten.  

 
Die Regulierung insbesondere der Population und Wilddichte wiederkäuender 
Schalenwildarten ist eine wesentliche Voraussetzung für die Verjüngung und den 
Aufbau artenreicher und stabiler Mischwälder. Hier muss der Waldeigentümer 
und Jagdrechtsinhaber weitreichende Gestaltungsmöglichkeit erhalten. 

Eine erfolgreiche Regulierung der Schalenwildbestände ist im Interesse des Natur-
schutzes. Vertikal strukturierte und artenreiche Mischwälder erfüllen zugleich in 
besonderer Weise die Anforderungen an den Schutz und die Erhaltung von Le-
bensräumen einer Vielzahl im Wald lebender Tier- und Pflanzenarten. Baumar-
tenvielfalt und vertikal strukturierte Waldbestände minimieren das Risiko hinsicht-
lich der Folgen des Klimawandels für den Wald und sind daher auch die forst-
fachlich weit anerkannte Strategie, um ertragreiche Wälder für kommende Ge-
nerationen aufzubauen.  

Der Einfluss des Wildverbisses auf die natürliche Regeneration alter Wälder in eine 
aus möglichst vielen natürlich vorkommenden Baumarten aufwachsende neue 
Waldgeneration wird häufig unterschätzt.  

Die jagdrechtlichen Bedingungen sind daher so zu gestalten, dass eine erfolgrei-
che und konsequente Bejagung und Regulierung des Schalenwildes im Wald un-
terstützt wird.  

 

Stellungnahme zum Entwurf  

Zu dem Entwurf der Verordnung nehmen wir nachfolgend Stellung: 

Grundsätzlich halten wir es für vertretbar, auf einen Abschussplan für Rehwild zu 
verzichten. 

Zu § 3 Abs. 1-3, Jagdzeiten   
 

Das Ende der Jagdzeit für alle Schalenwildarten am 31. Januar wird ausdrücklich 
begrüßt, sie ist aus unserer Sicht unverzichtbar und darf in keinem Fall verkürzt 
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werden. Eine Effiziente und erfolgreiche Regulierung der Schalenwildbestände 
dient den Interessen des Naturschutzes und sorgt zugleich für gesundes Wild. 
 
Begründung: 
Eine effiziente und erfolgreiche Bejagung des Schalenwildes ist wesentliche Vo-
raussetzung für die Verjüngung artenreicher Mischwälder. In Wäldern, die sich 
auf großer Fläche natürlich zu verjüngen beginnen, wird die Einzeljagd durch die 
Sichtbarriere der jungen Bäumchen und damit die großflächige Deckung des 
Wildes schwierig und kann erst nach dem Laubfall effizient betrieben werden. 
Auch bei gemeinschaftlichen Bewegungsjagden, bei denen das Wild zum Ver-
lassen seiner Tageseinstände gebracht wird, werden erst nach dem Laubfall – 
also etwa ab Anfang Dezember die Erfolgschancen größer. In den Winterschulfe-
rien und zwischen Weihnachten und Neujahr sind gemeinschaftliche Jagden oft 
nicht durchführbar, weil viele Jäger, Hundeführer und Treiber dann in ihren Fami-
lien unabkömmlich oder im Urlaub sind. Da im Januar oft Schnee liegt, die Tage 
spürbar länger werden und das Wild in der Dämmerung auf Freiflächen zieht, 
werden in vielen Revieren gerade in den beiden letzten Januarwochen erhebli-
che Anteile der Abschussvorgaben erfüllt.  
 
Zu den Jagdzeiten der einzelnen Wildarten: 

 
Rehwild: 
Die Verlängerung der Jagdzeit für den Rehbock auf den 31. Januar wird aus-
drücklich begrüßt.  
 
Begründung: 
Für die natürliche Verjüngung baumartenreicher Mischwälder ist die Regulierung 
des Rehwildbestandes von entscheidender Bedeutung. Das Reh als sogenannter 
Konzentratselektierer verbeißt gerne die Knospen und jungen Triebe bestimmter 
Baumarten – wie Kirsche, Ahorn, Esche, Eiche, Elsbeere, Linde oder Ulme. Baum-
arten wie die Buche vertragen den Verbiss wesentlich besser und dominieren 
später in den jungen Waldbeständen. So wird durch den selektiven Verbiss des 
Rehwildes schon in der Phase der natürlichen Waldverjüngung die Baumarten-
vielfalt dauerhaft und massiv verringert.  
Nach geltendem Jagdrecht ist der versehentliche Abschuss eines Rehbockes im 
Winter ein Schonzeitvergehen, das mit Bußgeld belegt wird. Bei den winterlichen 
Gemeinschaftsjagden führt die Verwechslungsgefahr von Rehböcken, die ihr 
Gehörn schon abgeworfen haben mit weiblichen Rehen, die bis zum 31. Januar 
Jagdzeit haben, oft zu einer eher zurückhaltenden Bejagung des Rehwildes. Eine 
effektive und effiziente Regulierung der Rehwildbestände wird dadurch erheblich 
erschwert. Wildbiologisch ist es unerheblich, wenn Rehböcke ohne Gehörn im 
Winter erlegt werden. Jagdausübungsberechtigte, die aus Gründen der Jagd-
tradition das Erlegen von Rehböcken im Winter nicht wünschen, können die Frei-
gabe in ihrem Revier beschränken. 
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Damwild: 
Die Jagdzeit für Schmaltiere und Spießer sollte am 01.07. beginnen. 
 
Begründung:  
Eine Verkürzung der Jagdzeiten auf das Damwild ist aus unserer Sicht nicht ver-
ständlich und aus waldökologischen Gründen abzulehnen. Schmalspießer und 
Schmaltiere sollten ab dem 1. Juli freigegeben werden.  
 
 
Graugänse  sollten eine Jagdzeit haben.  
 
Begründung: 
Gerade Gänse vermehren sich in den letzten Jahren durch fehlende Bejagung 
sehr stark. Es ist nicht hinnehmbar, dass eine Abschußfreigabe erst behördlich 
genehmigt werden kann, wenn der Schaden entstanden und nachgewiesen ist.  
 
Füchse: 

Die Jagdzeit für Altfüchse sollte vom 1.08. – 28.02. gehen, wie in Niedersachsen 
und Baden-Württemberg.  
 
Steinmarder:  
Die Jagdzeit für Steinmarder sollte vom 16.10. – 28.02. gehen, wie in Niedersach-
sen und Baden-Württemberg. 
 
Stockenten:  

Die Jagdzeit für Stockenten sollte  vom 1.09. – 15.01 gehen, wie in Baden-
Württemberg. Ein Monitoring der Stockentenpopulation lehnen wir ab. Es erzeugt 
neue Bürokratie und führt zu einer weiteren erheblichen Erschwernis für die 
Jagdausübung.  
 

 
Zu § 3 Absatz 3: Nachweis von Besatzdichten als Voraussetzung für Abschussfrei-
gaben: 
Bei Hasen und Stockenten sollen zur Bejagung zukünftig die ausreichenden Be-
satzdichten nachgewiesen werden.  
Diese Bedingung führt zu einem versteckten Eingriff in das Jagdrecht und be-
schneidet damit die Rechte der Eigentümer von Feldjagden und Wasserjagden. 
Es ist grundsätzlich zu bemerken, dass die geringe Hasenpopulation keine Folge 
zu starker Bejagung ist, sondern eine Folge der stark zunehmenden Population 
der Prädatoren (Fuchs, Marder, Rabenkrähe, Greifvögel…) und der Veränderung 
der Lebensräume. Es ist ein Erfolg der Selbstbeschränkung der Jäger in Feldjag-
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den, dass der Feldhase eben gerade nicht ausstirbt, sondern durch Schonung, 
Maßnahmen der Lebensraumverbesserung und Bejagung der Prädatoren in ei-
nem wenn auch geringen Bestand erhalten bleibt. Insofern wirkt eine Pflicht zum 
Nachweis der Bestandesdichte als Voraussetzung für Abschussfreigaben demoti-
vierend und trifft gerade die, die sich für einen gesunden Wildbestand einsetzen. 
 
Eine Anweisung zur Dokumentation der ausreichenden Besatzdichte ist noch 
nicht erstellt. Vor der Beschlussfassung über die Verordnung muss klargestellt sein, 
wie Besatzdichten zu erheben, zu errechnen und zu dokumentieren sind.  
Es ist darüber hinaus klar zu stellen, wer dieses Monitoringverfahren durchzuführen 
und wer dabei entstehende Kosten zu tragen hat. Die Verfahren sind einfach 
und unbürokratisch zu gestalten. 
Die Bedingung,  die ausreichende Besatzdichte nachzuweisen, ist ohne Kenntnis 
der Verfahren, der Voraussetzung und Kriterien, wie dieser Nachweis erbracht 
werden soll, inakzeptabel und wird daher abgelehnt.  
 
 
Zu § 30 Absatz 2: 

Eine Veränderung der Grenzen von Hochwildgebieten durch die zuständige 
Jagdbehörde ist allen betroffenen Jagrechtsinhabern und Jagdausübungsbe-

rechtigten mitzuteilen. 

 
Begründung: 
Die Einbeziehung eines Jagdreviers in ein Hochwildgebiet ist mit erheblichen 
Auswirkungen für den Jagdrechtsinhaber verbunden. Es ist nicht nachvollziehbar, 
warum die Veränderung von Hegeringsgrenzen allen Jagdrechtsinhabern und 
Jagdausübungsberechtigten mitgeteilt werden muss und bei Hochwildgebieten 
eine Veröffentlichung im Staatsanzeiger ausreichen soll.  
 
Wir bitten darum, unsere  Anregungen bei den weiteren Beratungen zu berück-
sichtigen. Im Übrigen unterstützen wir inhaltlich die Stellungnahme des Hessischen 
Grundbesitzerverbandes voll. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Die Hauptgeschäftsstelle 
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